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Jnduſtrie-Könige.
Deutſchlands wirtſchaftlicher Aufſchwung, ſeine Umwand

lung aus einem Agrar- in einen Jnduſtrieſtaat ſetzte um die
Mitte des 19. Jahrhunderts ein. Jnduſtrielle Werke wurden
in Maſſen errichtet, ungeheure Kapitalien mußten dafür zu
ſammengebracht werden. Und zahlloſe Banken, die Funktio-
näre des Geldverkehrs, nahmen damals ihre Tätigkeit auf, um
alle an den Geldmarkt geſtellten Anſprüche befriedigen zu kön-
nen. Der Milliardenſegen nach dem deutſch- franzöſiſchen
Krieg von 1870-71 regte die Gründertätigkeit ungemein an, und
die Folge davon war die Entſtehung neuer großer Bankinſti-
tute. So wurden z. B. um dieſe Zeit die Deutſche und die
Dresdener Bank gegründet, mit Kapitalien, die uns heute ge
radezu als lächerlich gering erſcheinen. Aber in ſchnellem
Wachstum vergrößerten ſie ſich und gleichzeitig dehnte ſich der
Kreis der von den Banken getätigten Geſchäfte immer weiter
aus. Um die Jahrhundertwende nahm die Expanſion einzelner
Banken ungeheure Dimenſionen an. Vor allem vergrößerten
die Berliner Banken ihr Machtgebiet. Ueber ganze Provinzen
erſtreckten ſie ihre Fangarme, und eine Provinzbank nach der
anderen ſah ſich genötigt, Jntereſſengemeinſchaften oder
Fuſionen mit den übermächtigen Berliner Konkurrenten einzu
gehen. Heute ſtehen faſt alle deutſchen Banken von irgend
welcher Bedeutung unter der Direktive der Berliner Groß
banken, die alſo nun den ganzen deutſchen Kapitalsmarkt be
herrſchen. Faſt das geſamte deutſche Bankgeſchäft iſt im Laufe
der letzten 15 Jahre in Berlin zentraliſiert worden.

Es gibt heute in Deutſchland 158 Kreditbanken auf
Aktien, die mehr als 1 Million Mark Aktienkapital beſitzen.
19 von dieſen Banken verfügen über Aktienkapitalien von 50
Millionen Mark oder mehr, und zwar hatten drei
Jnſtitute, die alle in Berlin domizilieren, je 200 Millionen
Mark, vier von 110 bis 160 Millionen Mark und die übrigen
unter 100 Millionen Mark Kapital.

1883 arbeiteten in Deutſchland erſt 71 Kreditbanken mit zu-
ſammen 705,6 Millionen Mark. Während damals auf jede Ge
ſellſchaft ein Kapital von rund 10 Millionen Mark entfiel, ſo
heute ein ſolches von 1814 Millionen Mark. Die Zahl der
Unternehmen verdoppelte ſich alſo, gleichzeitig aber auch das
auf jedes einzelne entfallende Aktienkapital. Es beträgt für
die jetzt beſtehenden Kreditbanken mit über einer Million Mark
Kapital rund 3 Milliarden Mark. Verwalteten die 71 Kredit
banken des Jahres 1883 erſt rund 2 Milliarden Mark, ſo ver-
fügen die 158 heutigen über 161 Milliarden Mark. Jedes
Millioneninſtitut hat nun alſo viermal ſo viel Gelder in
ſeiner Gewalt als wie vor drei Jahrzehnten!

Von den 1626 Milliarden Mark, die jetzt in der Verfügungs-
gewalt von 158 Kreditbanken ſich befinden, entfallen rund fünf
Sechſtel,

13 023 Millionen Mark auf neun Großbanken in Berlin
Folgende Aufſtellung zeigt, wie ſie ſich darin ſteilen und bringt
gleichzeitig zum Vergleiche ihre Aktienkapitalien und letzten

Dividenden: Verwaltete Aktien LetzteGelder kapital Dividende
Mill. Mk. Mill. Mk. o

Deutſche Bank 4788 200 12Diskontogeſellſchaft 2630 200 10Dresdner Bank 1 863 200 gi/2Bank f. Handel u. Jnduſtrie 1 199 160 6/2
A. Schaaffhauſen 767 145
Berliner Handelsgeſellſchaft 562 110 9
Kommerz- u. Diskontobank 501 85 6
Nationalbank f. Veutſchland 482 90 7
Mitteldeutſche Kreditbank 231 60 6
Die ungeheure wirtſchaftliche Macht, die mit ſolchen Summen

in die Hände der Banken gelegt iſt, haben dieſe natürlich weid-
lich für ihre Profitintereſſen auszunutzen verſtanden. Vor
allem gelang es ihnen im größten Umfange, ſich die deutſche
Großinduſtrie zinspflichtig zu machen, welche heute faſt gänz-

lich unter Bankenkontrolle ſteht. Das geht z. B. klar hervor
aus der Zuſammenſetzung der Aufſichtsräte induſtrieller Aktien
geſellſchaften. Von den Berliner Großbanken hielten 1911 be-
ſetzt: die Deutſche Bank 159 Aufſichtsratspoſten, der A. Schaaff
hauſenſche Bankverein 148, die Diskontogeſellſchaft 143, die
Bank für Handel und Jnduſtrie 132, die Berliner Handels
geſellſchaft 123, die Dresdener Bank 120, die Nationalbank 101
und die Kommerz- und Diskontobank 35. Jnsgeſamt haben
dieſe Banken über 1000 Aufſichtsratsſtellen inne. So iſt zum
Beiſpiel die Dresdener Bank in den Aufſichtsräten fol
gender Unternehmen vertreten: Gelfenkirchener Bexgwerks
Aktiengefellſchaft, Deutſch-Luxemburgiſche Bergwerks- und
Hütten-Aktiengeſellſchaft, Phönix, Harpener VBergbau-Aktien-
geſellſchaft, Rheiniſche Stahlwerke, Königs und Laurahütte,
Orenſtein u. Koppel, Allgemeine Elektrizitäts-Geſellſchaft,
Deutſch Ueberſeeiſche Elektrizitäts-Geſellſchaft, Felten u. Guil-
laume, Große Berliner Straßenbahn uſw., in insgeſamt rund
200 Aktiengeſellſchaften mit einem Geſamtkapitale von
2610 Millionen Mark! Die allerbekannteſten Namen
aus der Großinuſtrie prangen auf der Liſte, und man kann
ſagen, daß ſie mehr oder minder von Berlin aus geleitet werden
„vom Finanzmann an der Spree“!

Fragt man nach der Urſache, welche die Induſtrie in die be
ſtehende Abhängigkeit von den Banken brachte ſo gibt es nur
eine Antwort: ſie iſt in ihrer beiſpiellos raſchen und rieſigen
Entwicklung in den letzten drei Degzennien, ihrem ungezügelten
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Expanſionsdrang zu ſuchen. Die Produktion wuchs ungeheuer,
immer gewaltigere Fabrikationsanlagen mußten errichtet wer-
den, eine techniſche Neuerung folgte der anderen. Jhre Ein-
führung koſtete jedesmal Rieſenſummen. Den Banken fiel die
Aufgabe zu, ſie zu beſchaffen, der Jnduſtrie mit ihrem Kredit
zu dienen. Natürlich entledigten ſie ſich der an ſie geſtellten
Forderungen nicht um der ſchönen Augen ihrer Auftraggeber
willen. Kleineren Unternehmen halfen ſie gegen Lombardie-
rung (Verpfändung) ihrer Warenlager. Größere Firmen er
hielten Wechſel- und Akzeptkredit. Erledigung ſämtlicher Bank-
geſchäfte durch die helfenden Banken, die ferner „zur Kontrolle
der Geſchäftsführung“ Einſicht in die Geſchäftsbücher, dazu
Aufſichtsratspoſten verlangten, waren der freundlichen Helfer
Lohn.

Aktiengeſellſchaften, die neu ins Leben treten, ſind zum Ver
triebe ihrer Aktien, Obligationen uſw. von vornherein auf die
Hilfe der Banken angewieſen. Dieſe verlangen für ihre Unter
ſtützung ſelbſtverſtändlich entſprechende Aequivalente. Fallen
durch irgend welche Ereigniſſe, etwa in Zeiten wirtſchaftlicher
Depreſſion, die Kurſe von Jnduſtriepapieren, ſo vermögen nur
die Banken durch ihre Jntervention den Sturz zu mildern reſp.
aufzuhalten. Jn ſolchen Fällen kommt es meiſt zu einer Jnter-
eſſengemeinſchaft zwiſchen der Jnduſtriegeſellſchaft und der hel-
fenden Bank, die dabei auf die Geſchäftsführung immer größe-
ren Einfluß gewinnt.

Dieſer iſt ſchon ſo gewaltig, daß die Banken induſtrielle Groß-
unternehmungen zu Fuſionen und Jntereſſengemeinſchaften
zwingen können. Liegen zwei Fabriken, die von verſchiedenen
Banken unterſtützt werden, im Konkurrenzkampfe, ſo werden
ſie verſuchen, ſich durch Preisunterbietungen uſw. gegenſeitig
den Rang abzulaufen. Damit aber ſchaden ſie ſchließlich ihrer
Rentabilität. Nun greifen die Banken, die ſich bald verſtändigt
haben, in der Weiſe ein, daß ſie ihre Schützlinge zu Preisver-

einbarungen uſw. zwingen. Und ſiehe dal Der Keim zu einem
Kartell iſt gepflanzt!

Zu allerlei profitbringenden Geſchäftchen wiſſen die Banken
ihre Macht über die Jnduſtrie auszunutzen, ohne daß ſie dabei
einen Pfennig Unkoſten haben. Beſitzen ſie z. B. genügenden
Einfluß im Aufſichtsrate eines Unternehmens und etwa einen
Poſten Aktien von dieſem, die ſie mit ordentlichem Aufſchlage
verkaufen möchten, ſo laſſen ſie durch ihre Repräſentanten im
Aufſichtsrate die nächſte Dividende höher als wie auf der Börſe
erwartet, feſtſetzen. Als Folge davon ſteigen die Kurſe der
Papiere und die Banken können ſie gewinnreich abſtoßen.
Wollen ſie dagegen Aktien des von ihnen beaufſichtigten Unter-
nehmens billig ankaufen, ſo gehen ſie auf entgegengeſetzte Weiſe
vor. Jhre Vertrauensmänner in dem Aufſichtsrate müſſen
dann die Dividende niedriger als erhofft anſetzen laſſen; nun
ſinken die Kurſe der Aktien und die Banken können ſie billig
erwerben. Jm nächſten Jahre treiben ſie Kurſe wieder wie zu-

erſt beſchrieben, in die Höhe, um dann ihre Papierchen profi-
tabel verkaufen zu können. Und das wiederholt ſich dann in
ewigem Reigen und läßt Ströme Goldes in die Banktreſors
fließen.

Aus tauſend Blüten wiſſen die Banken Honig zu ſaugen.
Die angeführten Beiſpiele laſſen deutlich erkennen, welchen
gewaltigen Einfluß ſie bereits jetzt auf das deutſche Wirt-
ſchaftsleben gewonnen haben. Und von Jahr zu Jahr ſteigt
ihre Macht. Wer weiß, wie lange es noch dauert, und die füh-
renden Berliner Großbanken ſchweißen ſich insgeheim zu einem
mächtigen Ringe zuſammen, deſſen Mitglieder nur noch nach
außen als ſelbſtändige Firmen erſcheinen. Dann wird Deutſch-
lands Jnduſtrie und Handel von einer Zentralſtelle aus ge-
leitet, der ſie zinspflichtig ſind. Aber dann ſind wir auch einen
gewaltigen Schritt weiter auf dem Wege zur ſozialen Revolu-
tion, zur kommenden Vegsgeſellſchaftung aller Produktions-
mittel.

Die Arbeiter häben deshalb keinen Anlaß, ſich ſonderlich
über die geſchilderte Entwicklung aufzuregen! Sie ebnet ihnen
eben die Wege zur ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung, in der
es unmöglich ſein wird, daß Millionen und Abermillionen
kaum das Notwendigſte zum Leben erringen können, während

unendliche Reichtümer in den Händen weniger vereinigt ſind!

Die Kriſe in der Türkei.
Welche Wirkungen und Folgen die Ereigniſſe in Konſtanti-

nopel für die weitere Entwicklung der Dinge auf dem Balkan
und die geſamte politiſche Weltlage haben werden, läßt ſich vor
läufig noch nicht abſehen. Einſtweilen hat die neue Regierung
in Konſtantinopel eine Entſcheidung noch nicht getroffen. Der
türkiſche Miniſterrat berät über die auf die Kollektiv-
note der Mächte zu erteilende Antwort, die kaum vor
Montag oder Dienstag gegeben werden dürfte. Was ihren
Jnhalt anbelangt, ſo erklärt man im Miniſterium des Aeußern,
daß die neue Regierung nicht den Krieg um jeden Preis wolle,
jedoch den Frieden nur ſchließen könnte, wenn Adrianopel der
Türkei verbleibe. Es ſcheint, als ob das Kabinett den Verſuch
machen wollte, die Friedensverhandlungen ohne Jntervention
der Mächte wieder aufzunehmen. Das jungtürkiſche Mini-
ſterium läßt verſichern, daß es keine „Politik der Abenteuer“
treiben und nichts unverſucht laſſen wolle, um mit den Balkan-
ſtaaten zum Frieden zu gelangen. Vorbedingung hierzu aber
ſei, daß Adrianopel in türkiſchem Beſitz bleibe.
Beſtehen die Türken auf dieſer Bedingung, dann bedeutet das
den Wiederbeginn des Kriegs, wenn nicht die Großmächte in Türkei zur Vernunft kommen werde
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letzter Stunde noch ein entſcheidendes Wort reden. Da die
jungtürkiſche Regierung eine Uneinigkeit der Großmächte in
ihre Rechnung eingeſtellt hat, ſo kommt alles darauf an, daß
dieſer Fall nicht eintritt. Rußland ſoll bereits erklärt haben,
daß es angeſichts der veränderten Situation die Abſicht einer
Jntervention, die leicht den Dreiverband aus den Fugen
bringen könnte, aufgebe. Und die Norddeutſche Allge-
meine Ztg. ſchreibt über

die Aufgabe der Großmächte:
„Soweit die neuen Ereigniſſe in Konſtantinopel von der euro-

päiſchen Preſſe mit Ernſt und Einſicht gewürdigt werden, tritt
überall der Gedanke hervor, das Wichtigſte für die weitere Be

handlung der Orientwirren ſei die Bewahrung der Einigkeit
unter den Großmächten und die Fortſetzung ihrer gemeinſamen
Arbeit zur Wiederherſtellung des Friedens. Dazu gehört vor
allem das Feſthalten an der bisher beobachteten Neutralität.
Tatſächlich beſteht kein Grund zu der Annahme, daß einzelne
Mächte das Konzert verlaſſen wollen, um in die Entwicklung
der Dinge im Orient nach eigenem Ermeſſen einzugreifen Für

ein gemeinſames Auftreten Europas kommen Zwangs-
maßregelngegendie Türkei nicht in Frage. Sie
würden mit den Grundſätzen der Neutralität nicht in Einklang
ſtehen und könnten bedenkliche Folgen haben. Es
bleibt, im Jntereſſe der Einigkeit unter den Großmächten, nur
das Weitergehen auf dem Wege gemeinſamer diplomatiſcher
Einwirkung, um neue Feindſeligkeiten zu verhüten, oder, falls
dies unmöglich, ſie örtlich und zeitlich einzuſchränken.“

Die Lage in Konſtantinopel.
Wien, 26. Januar Die Entwicklung der politiſchen Lage in

Konſtantinopel wird in hieſigen unterrichteten Kreiſen ruhig
beurteilt. Nach hier eingetroffenen Meldungen ſoll die geſamte
öffentliche Meinung, auch die geſamte Armee, ſowie die aſiati-
ſchen Provinzen der Türkei den Kabinettswechſel günſtig auf-
genommen haben.

Konſtantinopel, 26. Januar. Trotz der äußerlichen
Ruhe herrſcht hier eine gewiſſe Aufregung unter der Bevölke-
rung. Es zirkulieren allerlei Gerüchte von einer bevorſtehenden
Gegenrevolution. Die Verhaftungen von Anhängern des alten
Regimes dauern fort. Alle wichtigen Aemter und Poſten wer-
den mit ausgeſprochenen Anhängern der jungtürkiſchen Partei
beſetzt. Wie verlautet, ſollen auch alle Ligaoffiziere, welche in
der Armee an der Tſchataldſchalinie ein Kommando inne
hatten, erſetzt worden ſein.

Konſtantinopel, 25. Januar. Die höheren Beamten-
ſtellen werden wieder mit Anhängern des Komitees
beſetzt. Der frühere Wali von Adana und Bagdad Dſchemal
Bey, ein hervorragendes Mitglied des Komitees, wurde zum
Militärgouverneur, der frühere Gouverneur von Jpek Oberſt
Tajar zum Polizeipräfekten von Konſtantinopel ernannt. Es
verlautet auch, daß ſämtliche Offiziere der Liga, die in der
Tſchataldſchaarmee Kommanddoſtellen inne hatten, erſetzt wor-
den ſind. Weiter wird geſagt, daß der frühere Sultan Abdul
Hamid unter der neuen Regierung nicht mehr in Konſtanti
nopel verbleiben, ſondern nach Konia gebracht werden ſoll.

Bulgarien verhält ſich abwartend.
Sofia, 26. Januar. Meldung des Wiener K. K. Telegr.

Korreſp.-Bureaus.) Alle Jnformationen aus Regierungs-
kreiſen beſtätigen, daß die Regierung entſchloſſen iſt, die
weitere Entwicklung der Ereigniſſe in Konſtantinopel ruhig
abzuwarten und den Großmächten etwaige weitere Schritte
zur Förderung des Friedensſchluſſes zu überlaſſen. Erſt wenn
das neue türkiſche Kabinett die Abtretung Adrianopels ver-
weigern ſollte, würden die Verhandlungen abge-
brochen und der Waffenſtillſtand gekündigt werden.

Endgültiger Abbruch der Londoner Friedensverhandlungen?
London, 27. Januar. Wie das Reuterſche Bureau erfährt,

ſollen die Delegierten der Balkanſtaaten beſchloſſen
haben, die Verhandlungen abzubrechen. Das
Komitee zur Abfaſſung der Note der Delegierten an die türkiſche
Miſſion ſetzt ſich, wie das Reuterſche Bureau weiter erfährt,
aus den Delegierten Madjaroff, Streit, Wesnitſch, Wojnowitſch
und Politis zuſammen. Die Note wird die Mitteilung ent-
halten, daß die Konferenz infolge der Weigerung der Türkei,
die ihr unterbreiteten Vorſchläge anzunehmen, abgebrochen
worden ſei. Man weiß nicht, ob mit der Ueberreichung der
Note die Verhandlungen ihr Ende erreicht haben werden oder
ob zwiſchen der Ueberreichung der Note und dem endgültigen
Abbruch der Verhandlungen noch ein Zwiſchenraum liegen wird.
Ueber dieſe Frage wird die heutige Konferenz der Delegierten
entſcheiden. Nach Anſicht der Verbündeten ſind nicht ſie es, die
die Verhandlungen abbrechen. Die Verantwortung hierfür
bleibe bei den Türken, da der Wechſel im Kabinett und die
ottomaniſchen Manifeſte klar gezeigt hätten, daß die Antwort
an die Mächte negativ ausfallen werde.

Jn diplomatiſchen Kreiſen hat man die
nicht aufgegeben, daß eine Wiederaufnahme d
keiten doch noch vermieden werden kann. Sie glauk

offnung noch
Feindſelig-
n, daß die
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verbreitet im amtlichen Auftrag die Mitteilung,
Kriegsminiſterium mit der Mannheimer Firma Schütte-Lanz

für den

habe, weiteren Widerſtand bieten zu können. Die Balkuandere-
gierten dagegen hoffen, daß die Großmächte eine neue energiſche
Note an die Pforte ſenden werden. Die Balkandelegierten ſind
ſich darüber einig, eine höhere Kriegsentſchädigung, als die ur
ſprünglich beabſichtigte, von der Türkei zu fordern.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 27. Januar 1913.

100 Millionen neue Aufrüſtungskoſten!
Auf dem Umwege über klerikale Blätter werden jetzt ſchon

Einzelheiten über die noch vor einigen Tagen geleugnete neue
Heeresvorlage bekannt. Sowohl die Germania wie auch
ſchleſiſche Zentrumsblätter verſichern, daß ſie in der Lage
ſeien, die offiziöſe Ankündigung der Nordd. Allg. Ztg. durch
eigene Jnformationen wie folgt zu ergänzen:

Jm Kriegsminiſterium wird zurzeit neben der bereits vor
längerer Zeit angekündigten Luftflottenvorlage eine größere
Heeresvorlage ausgearbeitet. Es werden für dieſen Zweck
reichlich 70 Millionen jährliche Mehrforderungen gemacht,
dazu kommen für die Luftflotte zirka 18 Millionen
Mark und außerdem noch etwa 10 Millionen Mark
für kleinere Anforderungen. Die geſamten Neu
forderungen belaufen ſich demnach auf rund 100 Millionen
Mark jährlich. Vorausſichtlich wird der jetzige Kriegs-
miniſter die Neuforderungen nicht mehr vertreten, ſondern
ſein Nachfolger. Wer als ſolcher in Frage kommt, dürfte
noch nicht entſchieden ſein. Genannt werden, wie erinnerlich,
die Generale v. Gallwitz und Sixt v. Arnim. Ueberhaupt
dürften noch weitere Aenderungen in den Reichsämtern zu
erwarten ſein. Neben dem Rücktritt des Kriegsminiſters
von Heeringen wird bereits jetzt ernſtlich mit dem Rücktritt
des Reichsſchatzſekretärs Kühn zu rechnen ſein.

Die Angaben der Zentrumsblätter werden nach verſchiede-
nen Seiten hin beſtätigt. Um das letzte voraufzunehmen, ſo
ſteht feſt, daß Schatzſekretär Kühn „amtsmüde“ iſt. Der Gang,
den die Verhandlungen über das Petroleummonopol nehmen,
die drohenden ſchweren Kämpfe um die Beſitzſteuer, haben ihm
die Luſt genommen, weiterhin auf ſeinem Poſten zu bleiben.
„Wie er Parlamentariern erklärt hat, fühlt er ſich körperlich
nicht mehr rüſtig genug, dieſe Kämpfe durchzuführen. Er habe
dem Reichskanzler ſeinen Wunſch, in der nächſten Zeit von
ſeinem Poſten zu ſcheiden, ſchon bekanntgegeben.

Auch die Mitteilungen über die Heeresforderungen
finden wenigſtens inſoweit Beſtätigung, als die Ausgaben für
die Luftrüſtungen in Frage kommen. Das Wolffſche Bureau

daß das

einen Vertrag abgeſchloſſen hat, wonach ſich die Firma ver-
pflichtet, dem Auslande keine Luftſchiffe zu liefern. Das
Kriegsminiſterium übernimmt dafür die Verpflichtung, den
Betrieb der Firma ausreichend zu beſchäftigen. Ein
großes Luftſchiff von 24 000 Kubikmeter Jnhalt iſt ſchon in
Beſtellung gegeben. Die Firma rechnet mit ſo erheblichen Be
ſtellungen der Regierung, daß ſie ihre Bauanlagen ver
größert.

Noch ehe der Reichstag Gelegenheit hatte, dieſe neue 100-
Millionen-Vorlage kennen zu lernen, verfügt die Regierung
anſcheinend bereits über die noch nicht bewilligten Gelder. Das
liegt im ganzen militäriſchen Syſtem, es ſpielt dabei keine
Rolle, ob der Kriegsminiſter v. Heeringen, v. Gallwitz oder
Sixt v. Arnim heißt.

Ein Wohnungsgeſetz gegen Delbrück.
Der erbitterte Kampf, den das preußiſche Miniſterium des

Jnnern gegen das Reichsamt des Jnnern führt, und der ſich zu
einem Duell Dallwitz gegen Delbrück zugeſpitzt hat, zeitigt un-
glaubliche Vorgänge. Man denke, daß Delbrück vor einigen

Tagen in der Budgetkommiſſion des Reichstages erklärte, wenn
Preußen bis zum Herbſt kein Wohnungsgeſetz vorlege, ſo werde
das Reich eingreifen. Und nun veröffentlicht der Reichs-
anzeiger drei Tage nach der Drohung ein preußiſches
Wohnungsgeſetz! Das iſt ein Vorgang, wie er bisher
beiſpiellos daſtand. Die Oeffentlichkeit ſoll wohl glauben,
Dallwitz habe ſich Delbrück gefügt? Nur politiſche Kinder
werden auf dieſen Leim kriechen. Jm Gegenteil: Dallwitz hat
zweifellos beabſichtigt, durch die plötzliche Veröffentlichung den
Staatsſekretär Delbrück als gänzlich unwiſſend zu diskre-
ditieren. Die Richtigkeit dieſer Annahme ergibt ſich ſchon
daraus, daß der Entwurf dem jetzigen Landtage nicht mehr
vorgelegt werden ſoll, ſondern erſt dem neuen Dreiklaſſenhauſe
nach den Wahlen! So beweiſt Dallwitz, daß Delbrück keine

Ahnung gehabt habe, daß Preußen bereits einen Entwurf
fertig habe. Ob Delbrück nun ſpringen wird, dürfte ſich
über kurz oder lang zeigen. Auf alle Fälle hat Preußen wieder
über das Reich triumphiert.

Jm übrigen iſt das vorgeſchlagene Wohnungsgeſetz natürlich
echt preußiſch. Darüber wird noch zu ſprechen ſein. Daß aber
die Regierung glaubt, ſelbſt die wenigen annehmbaren Be-
ſtimmungen Geſetz werden zu laſſen, iſt nicht anzunehmen.
Nach den Wahlen bleibt wieder alles beim alten. Für jetzt
aber wurde erreicht, daß dem Reiche die Wohnungsgeſetzgebung
entzogen und in Preußen auf die lange (und reaktionäre!)
Bank geſchoben wurde.

Aus dem Reichstage.
Der Etat des Reichsamts des Jnnern iſt letzte Woche noch

nicht zu Ende beraten worden. Denn gerade dieſer Etat bietet
die beſte Möglichkeit, an der kläglichen Unvollkommenheit der
deutſchen Sozialpolitik die notwendige Kritik zu üben.
Die Sitzung am Sonnabend hat wiederum gezeigt, wie unent-
behrlich die ſcharfe Ueberwachung dieſes wichtigſten Gebietes
der deutſchen Geſetzgebung iſt. Die bürgerlichen Parteien
waren zwar ſehr verſtimmt darüber, daß in anſehnlicher
Reihenfolge die Redner unſerer Fraktion auftraten, aber dieſes
reiche Beſchwerdematerial muß an die Oeffentlichkeit dringen,
ſoll Deutſchland wirklich in Fragen der Sozialpolitik vorwärts
kommen.

Außerordentlich wirkungsvoll waren die Darlegungen des
Genoſſen Schumann über die wirklich beängſtigenden Ver-
hältniſſe im Schiffahrtsgewerbe. Die Kataſtrophe der Titanic
gab ihm Veranlaſſung, die deutſche Parallele zu ziehen, die
keineswegs beruhigend iſt. Der Miniſterialdirektor v. Jon
quières und namentlich der Fortſchrittler Dr. Heckſcher, der ja
als ſozialpolitiſcher Leiter der Hapag zu dieſem Kapitel ſich
wehren mußte, verſuchten allerdings, die ſozialdemokratiſche
Beweisführung abzuſchwächen. Der Eindruck blieb indeſſen
beſtehen, den die ſachkundigen Ausführungen unſeres Redners
erzeugt hatten, und der Regierungsvertreter ſelbſt, wie auch der
fortſchrittliche Redner mußten manches Zugeſtändnis machen.

Beim Kapitel „Statiſtiſches Amt“ ſprachen nacheinander die
Genoſſen Bender, Spiegel und Feldmann. Bender ſprach über
die entſetzlichen Arbeitsverhältniſſe in den Fuhrwerksbetrieben
und in der Binnenſchiffahrt, Spiegel über die Ueberarbeit, die
die Schwereiſeninduſtrie den Arbeitern aufzwingt, Feldmann
namentlich über die Geſundheitsverhältniſſe unter den Stein
arbeitern. Dieſe Auseinanderſetzungen und ebenſo das, was
der Genoſſe Käppler ſpäterhin über das Müllergewerbe ſagte

das alles lieferte den eindringlichſten Beweis, wie ungeheuer
viel die deutſche Sozialpolitik verſäumt hat.

Für dieſe wichtigen Angelegenheiten zeigten freilich die
bürgerlichen Parteien in ihrer Mehrheit recht wenig Jntereſſe.
Ein einziger Zentrumsmann, Herr Aſtor, ſprach über die Be-
kämpfung der Säuglingsſterblichkeit. Jm übrigen war man
entſetzt über die Kühnheit der Sozialdemokraten, ſoviel über
Arbeiterverhältniſſe vorzutragen, und ein großer Teil der Ab
geordneten legte Wert darauf, ſeine Teilnahme durch Abweſen
heit zu bekunden.

Am Dienstag wird der Etat weiter beraten.

Das preußiſche Dreiklaſſenhaus
beendete am Sonnabend die Beratung des Landwirt-
ſchaftsetats. Die im Etat vorgeſehene neue Poſition von
45 000 Mk. für Unterſtützung der nicht gewerbsmäßigen Arbeits-
vermittlung auf dem Lande gab Anlaß zu einer ausgedehnten
Debatte über die Landarbeiterfrage. Der Abg. Richarski
vom Zentrum, der offenbar über die Erfolge der Sozialdemo-
kratie auf dem Lande und über das Eindringen des Organi-
ſationsgedankens in die Landarbeiterſchaft erbittert iſt, richtete
wüſte Angriffe gegen die Sozialdemokratie, die angeblich die
Landarbeiter gegen die Arbeit,geber“ verhetze. Unſere Ge-
noſſen blieben dem Zentrumsredner die Antwort nicht ſchuldig.
Leinert und nach ihm Hoffmann ſchilderten an einer
Fülle von Beiſpielen aus dem Lande die elende Lage der Land-
arbeiter, ihre Rechtloſigkeit und die Behandlung, der ſie
namentlich in Oſtelbien ausgeſetzt ſind. Die Darlegungen der
ſozialdemokratiſchen Redner verfehlten ihre Wirkung nicht,
allerdings bemühten ſich einige beſondere dreiſte Junker, durch
allerhand höhniſche Zwiſchenrufe und Gelächter die Aufmerk-
ſamkeit von der Sache ſelbſt abzulenken, aber ſie erreichten da
mit nur, daß ihr eigentümliches Gebaren von der Landtags-
tribüne herab feſtgenagelt wurde. Jm einzelnen legte Genoſſe
Leinert die Forderungen dar, die die Sozialdemokratie an eine
geordnete Arbeitsvermittlung zu ſtellen hat und beſonders for-
derte er die Beteiligung der Arbeiter an der Verwaltung der

Arbeitsnachweiſe und Mittel gegen den Mißbrauch der Nach
weiſe als Maßregelungsburech Hierauf begann das Haus
noch die Beratung des Geſtütsetats und vertagte ſich auf Mitt-
woch.

„Volksverſicherung“ gegen Volksfürſorge.
Am Sonnabend wurde die Gründung der Deutſchen Volks

verſicherungs-Aktien- Geſellſchaft vollzogen. Dieſe neue Volks
verſicherungs-A.-G., die mit behördlicher Unterſtützung und
unter dem Beiſtand des Reichskanzlers ins Leben tritt, ſoll
die von den Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften der Arbeiter
ausgehende Volksfürſorge von vornherein lahmlegen.
Das unbequeme Unternehmen der Arbeiter hofft man auf dieſe
Weiſe in Frage zu ſtellen. 30 Lebensverſicherungsgeſellſchaften
haben ein Grundkapital von 2 Millionen Mark zur Verfügung
geſtellt, um dieſe neue Volksverſicherung, deren Aufgabe ſein
ſoll „die in den Organiſationen der Arbeiter, der Arbeiterinnen,
der Handwerker, der Bauern, der kleinen Gewerbetreibenden
und Angeſtellten ruhenden Kräfte der Verbilligung und weite-
ſten Verbreitung der Volksverſicherung dienſtbar zu machen“,
zu finanzieren. Die Satzung beſchränkt dauernd die Ver-
zinſung des Aktienkapitals auf 4 Proz. dieſe Beſchränkung
ſoll dadurch geſichert werden, daß die betreffende Satzungsvor-
ſchrift nur mit Zuſtimmung des Reichskanzlers abgeändert wer-
den kann. Der Reichskanzler will für die Volksverſicherung-
A.G. einen Reichskommiſſar und einen Stellvertreter beſtellen.
Der Reichskommiſſar hat die Aufgabe, darüber zu wachen, daß
die Zweckbeſtimmung des Unternehmens dauernd geſichert
bleibt. Er iſt mit weitgehenden Befugniſſen ausgeſtattet. Der
Aufſichtsrat wird ſich aus Vertretern der die Aktien über-
nehmenden privaten Geſellſchaften, aus Vertretern der ange-
ſchloſſenen Organiſationen und Organiſationsgruppen zu
ſammenſetzen. Den Verwaltungsbeirat bilden Vertreter der
Verſicherungsunternehmer, die von dieſen jeweils auf die
Dauer von fünf Jahren gewählt werden. Jm Anſchluß an
die Gründung konſtituierte ſich der Aufſichtsrat. Zum Vor-
ſitzenden wurde Staatsminiſter Dr. Graf v. Poſadowsky
gewählt.

Dies ganze Vorgehen zeigt wieder, wie das Großkapital ein
fach die Reichsregierung benutzt, um ſeine Geſchäfte zu ſichern.

„Volksverſicherung“ gerade für die Arbeiterklaſſe verdächtig.
Die gewerkſchaftlich oder politiſch organiſierten Arbeiter haben
jetzt den dringendſten Anlaß, ihre eigene Gründung Volks-
fürſorge mit allen Kräften zu unterſtützen.

Säuglinge in Anterſuchungshaft.
Die humane preußiſche Rechtspflege offenbarte ſich wieder

einmal in einer Strafkammerverhandlung in Düſſeldorf. Eine
Fabrikarbeiterin war ohne eigene Schuld in eine Diebſtahls-
geſchichte verwickelt worden der Unterſuchungsrichter ordnete
ihre Verhaftung an. Da die Arbeiterin aber weder Verwandte
noch nähere Bekannte in Düſſeldorf hat, mußte ſie ihren Säug
ling mit in das Gefängnis nehmen. Jn der Gerichtsverhand
lung ſtellte ſich die völlige Schuldloſigkeit des Mädchens her-
aus, das denn auch freigeſprochen wurde.

Die ungeheuerlichen Fälle, die ſich nach dem Ruhrberg-
arbeiterſtreik abſpielten, daß Mütter mit ihren an der Bruſt
liegenden Kindern zur Strafverbüßung gefänglich eingezogen
wurden, ſcheinen auf die preußiſche Juſtiz keinen Eindruck ge
macht zu haben. Wegen geringer Verdachtsmomente ordnet
ein Unterſuchungsrichter einfach die Verhaftung einer jungen
Mutter an und gefährdet dadurch aufs ſchwerſte die Geſund-
heit der Mutter wie des Kindes. Fluchtverdacht konnte natür
lich hier nicht in Frage kommen, denn es handelte ſich um eine
völlig mittelloſe Arbeiterin, die mit ihrem Kinde nicht auf
und davongehen konnte. Wenn man ſchon vom preußiſchen
Landtag nicht erwarten kann, daß er hier Abhilfe ſchafft, ſo
ſollte ſich der deutſche Reichstag, der ja auch zuſtändig iſt in der
Ueberwachung einer entſprechenden Ausführung von Kteichs-
geſetzen, der Sache einmal annehmen und nachdrücklich zu er-
r geben, wie er über die Einkerkerung von Säuglingen

enkt.

Deutſches Reich.
Wahlrechtskonflikt in Koburg-Gotha. Der gemeinſchaft

liche Landtag für Koburg-Gotha ſprach ſich mit großer Mehr-
heit für die Einführung des direkten Wahlrechts aus. Nur
die Konſervativen ſtimmten gegen den Antrag der Verfaſſungs-
kommiſſion, die Regierung um alsbaldige Vorlage einer ent
ſprechenden Wahlreform zu erſuchen. Der Miniſter erklärte
namens der Regierung, daß ſie einem ſolchen Antrag nicht
entſprechen wolle, eher werde er von ſeinem Poſten weichen,
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Deutſche Geſchichte.
Vortragskurſus des Genoſſen Rauſch.

Der Gegenſtand des fünften Vortrages des Genoſſen Rauſch
war der alt preußiſche Staat.

Der im 17. und 18. Jahrhundert in Deutſchland herrſchen
den Macht, dem abſoluten Teilfürſtentum, fehlte die
Grundlage, die das Fürſtentum in ökonomiſch entwickelten
Ländern beſaß, der Warenhandel und die Warenproduktion.
Der deutſche Ausfuhrhandel war neben einigen Metallwaren
faſt auf einen einzigen bedeutenden Artikel herabgeſunken, die
Leinwand, deren Abſatz beſonders im 17. Jahrhundert durch die
Erweiterung des Kolonialhandels Englands, Frankreichs und
Spaniens gefördert wurde. Jndeſſen reichte der Erlös der
Ausfuhr bei weitem nicht für den Bedarf des fürſtlichen Luxus
hin, durch den die deutſchen Duodez-Deſpoten mit der prunk-
haften Verſchwendung der franzöſiſchen Könige wetteiferten.
Da die Fürſten von dem Gewerbe ihrer Untertanen nicht hin
reichend unterhalten werden konnten, lebten ſie von ihrem
Fleiſch und Blut. Von 1750 bis 1815 wurden an deutſche Für-
ſten von Frankreich 33 und von England 311 Millionen Taler

Verkauf von Menſchen als Kanonenfutter im Jnter-
eſſe des Auslands gezahlt. Eine Fürſtenklaſſe, deren ökono-
miſche Grundlage der dauernds Verrat an ihren Pflichten war,
mußte die Brutſtätte aller menſchlichen Laſter werden. Jn der
ganzen Geſchichte gibt es wohl keine ſo durch und durch ver
kommene und verwahrloſte Klaſſe als das deutſche Fürſten-
geſindel des 17. und 18. Jahrhunderts.

Den rettenden Weg aus dieſer Miſere ſoll nach den preußi-
ſchen Geſchichtsmythologen ein Staat und ein Fürſtenhaus ge-
wieſen haben, der preußiſche Staat und die Hohen-
zollern. Die nationale Legende behauptet, daß ſich
der Hohenzollernſtaat, durch ſein ſtetes kräftiges Eintreten für
die deutſche Einheit, die Berechtigung zur Führung in Deutſch-

land erworben habe, während die ſozigle Legende davon
fabelt, daß die Hohenzollern von jeher Freunde und Beſchützer
der Armen und Unterdrückten geweſen ſeien. Namentlich wird,
achdem die nationale Legende bei der Reichsgründung ihre
ienſte getan hat, die Legende von der ſozialen Miſſion der

'Hohenzollern zur Grundlage der patriotiſchen Geſchichtsklitte-
rung als Kampfesmittel gegen das zum Klaſſenbewußtſein er-
wachte Prolezariat gemacht.

Die Geſchichte des brandenburg- preußiſchen Staates lehrt
'die völlige Hinfälligkeit beider Legender. Der brandenburg

preußiſche Staat, der mit dem dreißigjährigen Krieg ebenſo
über das nördliche Deutſchland emporzuwachſen begann, wie
Oeſterreich über dem ſüdlichen Deutſchland ſtand, iſt gerade
groß geworden durch dauernden Verrat an Kaiſer und Reich,
wie durch unerhörte Ausbeutung ſeiner arbeitenden Klaſſen
in Stadt und Land. Dieſer Staat, der von den Feinden
Deutſchlands, namentlich von Frankreich, künſtlich groß ge-
ogen worden iſt als Pfuhl im Fleiſche der habsburgiſchen

onarchie, als „Element“ der nationalen Dekompoſition“, der
als verſteinerter Kaſtenſtaat in die drei Geburtsſtände, Adel,
Bürgertum, Bauern, eingeſchachtelt war, war völlig unfähig,
der Hebel eines nationalen oder ſozialen Fortſchritts in
Deutſchland zu werden. Dieſer konnte erſt eintreten, als das
morſche Gemäuer des Hohenzollernſtaates von dem Erben der
ichen Revolution, Napoleon I., in Trümmer geſchlagen
wurde.

Wie der öſterreichiſche Staat eine bayeriſche Militärkolonie
gegen die Türken, war die Mark Brandenburg, das Stamm-
and des preußiſchen Staats, urſprünglich eine ſächſiſche Mili-

tärkolonie gegenüber dem Slawentum, erobertes Slawenland,
wie es auch Mecklenburg. Pommern, Schleſien, Weſt und Oſt
preüßen waren. Die Grundſtücke waren für Kriegszwecke
lehnspflichtig. Die Miniſterialen, ein unfreier Militär-
ſtand, hatte Lehndienſte zu leiſten und Hufzinſen zu zahlen.
Die bewaffnete Macht nutzte bald ihr öffentliches Amt zu einer
Quelle ökonomiſchen Eigennutzes aus. Die Miniſterialen ver-
ringerten ihre Dienſtleiſtungen und erhöhten die Zahl der zins-
freien Hufen, während ſie unter Beihilfe der Markgrafen
(askaniſchen, bayeriſchen, luxemburgiſchen, hohenzollernſchen)
den Untergang der freien Bauernſchaft herbeiführten, der
„Gutsherrlichkeit“ den Weg bahnten. Um den Rittern die
Fronden der Bauern zu ſichern, nahmen die Markgrafen dieſen
ſchließlich die Freizügigkeit und erklärten ſie als zur Hufe ge-
boren. Joachim II. geſtattete dem Adel gegen bare Vergütung,
die Bauernhöfe zu „legen“. Unter den hohenzollernſchen Kur
fürſten iſt keiner, der ſich der Bauern gegenüber den Junkern
angenommen hätte.

Die Entwicklung der Junkerherrſchaft hatte verhäng-
nisvolle Folgen für die militäriſchen Verhältniſſe des Landes.
Die Ritter verringerten die Zahl der Lehnpferde, von
noch 4000 im 15. Jahrhundert auf 600 im 16. Jahrhundert, und
der Landes ausſchuß, das Aufgebot des 20. Mannes, ver-
fiel gleichfalls. weil die Bauern mit Fronden überlaſtet waren
und es bedenklich erſchien, ihnen die Mittel in der Hand zu
laſſen, durch die ſie ſich aus ihrer Dienſtbarkeit befreien konnten
(Bauernkriege). Kaum ein anderer deutſcher Staat hatie beim

mJ

Beginn des n e Krieges eine ſo verfallene Heeres
verfaſſung wie Brandenburg, das deshalb von der Kriegsfurie
am meiſten verwüſtet wurde. Die armen und kleinen Städte
waren zerſtört, die Bauern vegetierten in mehr tieriſchen als
menſchlichen Verhältniſſen. Dieſer Zuſtand der Barbarei im
brandenburg preußiſchen Staat nach 1648 macht es allein ver
ſtändlich, daß ſich aus ihm der ſchroffſte Militäſtaat
und „das ſklaviſchſte Land in Europa“ ((Leſſing)
entwickeln konnte.

Kurfürſt Friedrich Wilhelm I. (1640--88) konnte ein
ſtehendes Söldnerheer, ohne das der Abſolutismus undenkbar
war, nur mit Zuſtimmung der herrſchenden Klaſſe, des Junker-
tums, aufrichten. Dieſes war nach dem dreißigjährigen Krieg
auch zur Bewilligung der Kontribution (Geld und Na
turallieferungen für das Heer) geneigt, da es eine bewaffnete
Macht brauchte zur Erhaltung des ihm ſo idhylliſchen Staats
weſens, zur Niederhaltung der unmittelbar nach dem Krieg
rebelliſchen Bauernſchaft und zur Verſorgung des gefährlichen,
bettelnden und raubenden Lumpenproletariats, von dem ein
Teil, die Krippenreiter, als ehemalige Krautjunker, ſogar zu
ihrer Klaſſe der Edelſten und Beſten gehörte und als die ge
borenen Offiziere erſchienen, während das übrige Lumpen-
proletariat, die Chartbrüder, als Söldner verwendbar waren.

Jndeſſen bewilligten die Junker die Kontribution nur unter
der Bedingung unumſchränkter Gutsherrlichkeit.
Fr. W. I. gab im Landtagsregreß vom Jahre 1653 die
Bauern dem Adel h preis. Ferner ſicherten ſich die
Junker die ausſchließliche Beſetzung der Offiziersſtellen und
bedangen ſich außerdem die völlige Steuerfreiheit für die Güter
und Perſonen des Adels aus. Die erſt 300 000 Taler be-
tragende Kontribution war in dem gänzlich verarmten Lande
kaum aufzutreiben. Ein Verſuch Fr. W. I., wenigſtens die
Perſonen des Adels durch eine indirekte Steuer (Akziſe) zu er
faſſen, blieb ergebnislos, wogegen die Akziſe die Form der
ſtädtiſchen Kontribution wurde, während deren Hauptlaſt auf
den Schultern der Bauern ruhte, die bis 1 ihres Erwerbes
als Kontribution abgeben mußten. Trotzdem litt der preu-
ßiſche Staat unter Fr. W. I. unter ewiger Geldnot, wie auch
unter ſeinem Nachfolger, der als

Kurfürſt Friedrich III., 1688--1701, und als König
Friedrich I. bis 1713 regierte. Die unſinnige Verſchwen-
dung dieſes Fürſten verſchlang die 14 Millionen Taler aus
ländiſcher Subſidien, die er für die Vermietung ſeiner Truppen
an das Ausland während ſeiner Regierungszeit einſtrich.
Schwach und unfähig, ging er vollſtändig in den Nichtigkeitender höfiſchen Etikette auf und war hur ein Spielba den

Dieſes Handin-Hand- arbeiten mit Bethmann macht aber die
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eine Vorlage über die Einführung des direkten wahlrechts
achen. So verachten dreiſt und anmaßend die Gewalthaoer
en Willen der Volksvertretung.

Diſgiplinarverfahren gegen einen Bremer Volksſchul
r. Jn der ſeit zehn Monaten ſchwebenden Diſziplinar-

interſuchung gegen den Lehrer Sonnemann iſt jetzt die Haupt
erhandlung auf den 10. Februar angeſetzt worden. Dem an
eſchuldigten Lehrer wird vorgeworfen, V er in einigen Ver-
ammlungen der Arbeiterjugend Reden gehalten habe, die mit
einer Stellung als Lehrer nicht zu vereinbaren ſeien.

Der Religionszwang der Diſſidentenkinder in Preußen.
Im in Abgeordnetenhauſe hat der nationalliberale

Schiffer einen Geſetzentwurf findenr a der es für
ſſidentenkinder ein

zwang zur Teilnahme am konfeſſionellen Religionsunter
richt in den Schulen ausgeübt werde. Dieſer Antrag beſchäf-
tigt die Unterrichtskommiſſion des Dreiklaſſenhauſes. Von denßeralen m wurde darauf hingewieſen, daß dieſer
Antrag von Rechts wegen überflüſſig ſein müßte, weil eine
echtliche Grundlage für den Religionszwang gegen Diſſi-

dentenkinder nicht beſteht. Jndeſſen ſei durch einige mißver-
ſtändliche Urteile des Kammergerichts eine maßgebende Aus-
legung des allgemeinen Landrechts notwendig geworden, die
eben der Antrag Schiffer geben wolle. Die Regierung verhielt
ſich ablehnend gegen den Antrag und erklärte, daß das all-
gemeine Landrecht, wenn es von der Freiheit des Religions-
unterrichts ſpreche. nur ſolche Religion meine, die den Glauben
an einen „perſönlichen Gott“ zur Grundlage häbe!

Die Beratung in der Kommiſſion wird demnächſt fortgeſetzt
werden, aber ſchon jetzt kann man ſagen, daß die Ausſichten
auf Beſeitigung dieſes unmoraliſchen Zwanges nicht allzu
günſtig ſind.

England.
Die abgewürgte Wahlreform. Es kann nicht mehr bezweifelt

werden, daß die Wahlreform tot iſt Frauenwahlrecht wie
Männerwahlrecht. Die endloſen Jntrigen der letzten Woche
haben in einem genialen Coup ihren Höhepunkt gefunden: der
Sprecher des Unterhauſes iſt plötzlich als deus ex machina
erſchienen und hat den hoffnungslos verwickelten gordiſchen
Knoten durchſchnitten. Am Donnerstag ließ er in ſeiner Ant-
wort auf eine Frage des konſervativen Führers Bonar Law
ſehr klar durchblicken, daß er die Annahme irgendeines Amende
ments zugunſten des Frauenſtimmrechts als eine ſo weſentliche
Aenderung der ganzen Vorlage betrachten werde, daß ſie

Izurückgezogen und in Form einer neuen Vor-
lage wieder eingebracht werden müßte. Geſtern
ſoll er dieſe Entſcheidung der Regierung offiziell mitgeteilt
haben.

Dieſe ſouveräne Proklamation des Sprechers hat zunächſt die
ohnehin ſchon beſtehende Verwirrung aufs höchſte geſteigert.
Aber nur für einen Augenblick, denn der Ausgang liegt nur
allzu klar zutage. Von der Wiedereinbringung einer neuen
Wahlreform kann in dieſer Seſſion nicht mehr die Rede ſein.
Wir ſind nämlich noch in der Seſſion 1912, die ſpäteſtens Mitte
„März ein Ende nehmen muß. Selbſt wenn das Unterhaus bis
dahin eine neue Wahlreform überwältigen könnte, hätte das
wenig Sinn, denn nach dem Parlamentsgeſetz könnte und würde
das Oberhaus die Vorlage endgültig verwerfen, wenn ſie nicht
einen vollen Monat vor Seſſionsſchluß das Unterhaus verläßt

und das iſt ausgeſchloſſen.
Was wird alſo die Regierung nun tun? Sie ſoll am Montag

darüber entſcheiden. Die Regierung iſt in der unwürdigſten
Lage, die man ſich denken kann. Unzähligemal hat ſie den
Frauenſtimmrechtlern feierlichſt verſprochen, daß ſie dem Unter
haus in dieſer Seſſion Gelegenheit geben werde, völlig zwang
los aber auch wirkſam über die Frage zu entſcheiden.

Aber weshalb wollt ihr nunmehr die ganze Wahl-
reformabwürgen? Die habt ihr doch ſelber eingebracht,
weil ihr ſie im Intereſſe des Staates für notwendig hieltet.
Der ſtellen der Sprecher und die Geſchäftsordnung doch nichts
in den Weg. Warum ſoll ſie das traurige Schickſal des Frauen
ſtimmrechts teilen? Das Frauenſtimmrecht habt ihr nicht ver
raten. Aber wenn ihr die ganze Wahlreform ohne ſichtbaren
Grund zurückzieht, habt ihr dann nicht Treubruch und Verrat
begangen an den 2 Millionen Arbeiterheloten, die
ihr politiſch zu emanzipieren verſprachet?

Was die Regierung auf dieſe Frage antworten würde, das
wiſſen wir nicht. Denn dieſe Frage wird von niemand
geſtellt, es ſei denn von einem „intelligent forcigner“
(intelligenter Ausländer) ein Ausdruck, mit dem die Eng-
länder einen vom Mond gefallenen Rip van Winkle bezeichnen.
Für alle Engländer ſcheint es ein Axiom zu ſein, daß mit dem
Frauenſtimmrecht auch die ganze Wahlreform kaput gehen
müſſe. Damit ſollen nach einem etwas dunkeln Denkprozens
roh die Jntereſſen der Frauen wie der Demokratie gewahrt
ſein.

Mit der Wahlreform iſt es alſo zunächſt aus Eine betrübende
Situation, aber es gibt auch Leute, die lachen werden. Lachen
werden alle Gegner des Frauenſtimmrechts und alle reak-
tionären Wahlrechtsfeinde. Am herzlichſten werden lachen
Herr Asquith und Herr Bonar Law.

Frankreich.
Ein ſchlechter Anfang für Briand. Aus Paris ſchreibt

man uns: Der neue Miniſterpräſident Briand hat ſich am
Freitag mit ſeinem Regierungsperſonal in der Kammer gleich
eine Niederlage geholt. Man wußte, daß die Radikalen vorher
die Köpfe zuſammengeſteckt und konſtatiert hatten, daß ſie mit
dem Miniſterium ſehr unzufrieden ſeien. Auch die immer
regierungstreue demokratiſche Linke, die Opportuniſten der
Kammer, zeigten wenig Eifer. Die Progreſſiſten, die ja eigent
lich nicht zur anerkannten „republikaniſchen Mehrheit“ gehören,
abex während der letzten Jahre ſich mehr und mehr gewöhnt
hatten, für die diverſen Regierungen zu ſtimmen, verhielten
ſich reſerviert. Die „unabhängigen Sozialiſten“ zeigten nahezu
Feindſeligkeit. Herr Briand bedurfte alſo ſeines ganzen
Taſchenſpielertalents, um dieſes allgemeine Mißbehagen zu

überwinden.
Die Verleſung der Regierungserklärung, die eine allgemeine

politiſche Amneſtie ankündigte, ſich aber ſonſt in den traditio-
nellen Formeln hielt, wurde kühl, teilweiſe mit Hohngelächter
aufgenommen. Dann kam die Diskuſſion, in der Herr Briand
auch nicht ein einziger Verteidiger entſtand. Die Gegner der
Proportionalwahl hatten die Herren Thomſon und Andrieux
vorgeſchickt, die Proportionaliſten Herrn Bemiſt, die unzu-
friedenen Radikalen Herrn Franklin-Bouillon. Die Führer der
Radikalen hielten ſich tapfer im Hintertreffen. Für die ſozia-
liſtiſche Fraktion ſprachen Jaurès und Rozier. Genoſſe
Rozier erhielt die Präziſion, daß ſich die angekündigte Amneſtie
auch auf die Streikvergehen erſtrecken werde und ging mit der
angekündigten Sozialpolitik der Regierung ins Gericht. Jaurès
erörterte dann mit beißendem Spott die Begleiterſcheinungen
der letzten Miniſterkriſe und wendete ſich dann den Radikalen
zu, die durch ihren beſchränkten Widerſtand gegen die Wahl-
reform, durch ihre Desorganiſation und Diſziplinloſigkeit nach-
einander alle dominierenden Funktionen der Republik verloren
haben: den Vorſitz im Parlament, in der Regierung und in der
Republik. Jaurss ſchloß mit einem Appell, bei den ſich kompli-
zierenden internationalen Schwierigkeiten für den Frieden zu
arbeiten. Die Antwort des Herrn Briand war derart, daß er
ſchließlich die ganze Kammer gegen ſich hatte und der Präſident
ihm nur mit Mühe Gehör verſchaffen konnte. Die alten
Klopfflechtertricks verfingen nicht mehr und bei dem üblichen
Eiertangz geriet er ſtändig ins Stolpern. Als er fertig war,
hob ſich außerhalb der Miniſterbänke keine Hand zum Beifall,
ja nicht einmal eine Vertrauensreſolution lag vor, ſo daß der
Präſident hilflos daſtand und nicht wußte, worüber er ab-
ſtimmen laſſen ſollte. Jn dem Lärm der allgemeinen Auf
regung hörte man die „einfache Tagesordnung“ verlangen.
Endlich kam eine barmherzige „Vertrauensreſolution“, die
ſchließlich mit 324 gegen 77 Stimmen angenommen wurde. Von
260 Radikalen ſtimmten 140 für die Regierung, von den 32
„Unabhängigen“ 16, von den 76 Linksrepublikanern 60. Die
Progreſſiſten ſtimmten faſt vollzählig, die Klerikalen in der
Mehrheit für die Regierung. Dagegen ſtimmten faſt nur
unſere Genoſſen, während 150 Abgeordnete der Linken ſich der
Stimme enthielten.

Ob ſich Herr Briand unter dieſen Umſtänden wird halten
können, iſt ſehr fraglich. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß
man ihm bis zum Regierungsantritt des Herrn Poincaré in
drei Wochen eine Galgenfriſt gewährt und Herr Briand die bei
dieſer Gelegenheit traditionelle und formelle Demiſſion zur
definitiven macht.

OeſterreichUngarn.
Der Wahlrechtskampf der ungariſchen Sozialdemokratie. Jn

Budapeſt hat am Sonntage die ſozialdemokratiſche Partei einen
außerordentlichen Parteitag abgehalten, auf dem die Richt-
linien und Kampfesmittel zum Wahlrechtskampfe beſtimmt
wurden. Der Parteitag beſchloß, daß die Sozialdemokraten
ſich an den Wahlen nicht beteiligen ſollen, falls der
Entwurf einer Wahlreform ohne die Oppoſition zuſtande
komme. Auch wurde die Parteileitung ermächtigt, den
Generalſtreik an einem noch zu beſtimmenden Tage zu
verfügen.
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Sprechſtunde der Redaktion von 112 bis 01 Uhr.

Aus der Partei.
Die Erweiterung der Humanits.

Aus Paris, 265. Januax, ſchreibt man uns: Von heute
ab erſcheint unſer Pariſer Parteiblatt ſechsſeitig, ſtatt, wie
bisher, vierſeitig. Was das bedeutet, davon macht ſich der
deutſche Zeitungsleſer nur ſchwer eine Vorſtellung. Zunächſt
ſei bemerkt, daß das Format der Humanité 62244 Zentimeter
iſt. Die Herausgabe einer franzöſiſchen Zeitung iſt mit großen
Unkoſten verknüpft. Feſte Abonnements ſind rar, da die Zei-
tungen hier im Einzelverkauf vertrieben werden. Die Auf-
lage iſt demnach erheblich größer als der Verkauf. Zu den er-
höhten Druckkoſten kommen die Transport- und die Wieder-
verkäuferſpeſen. Das Jnſeratenweſen iſt wenig ausgedehnt,
die kleinen Jnſerate ſind von einigen Zeitungen monopoliſiert.
Es mußte ein Reſervefonds von 200000 Frank geſammelt
werden, um die jetzt durchgeführte Erweiterung zu wagen.
Zugleich iſt eine umfaſſende Agitation zur Verbreitung der
Humanits organiſiert worden. Der Redaktionsſtab wurde er-
weitert und ein größeres Lokal gemietet. Jm nächſten Jahre
hofft man auch eine eigene Druckerei errichten zu können.
Das Blatt präſentiert ſich in ſeiner neuen Geſtalt ſehr vor
teilhaft. Der Leſeſtoff iſt überſichtlicher geordnet und be-
ſonders das Feuilleton und das ſoziale Gebiet Gewerkſchaf:-
liches, Genoſſenſchaftliches, Parteibewegung erheblich er
weitert worden. Wir hoffen und wünſchen, daß auch der
Erfolg nicht ausbleibe.

Gewerkſchaftliches.
Wie Streikprozeſſe entſtehen.

Während des Streiks im Stahlwerk Oeking in Düſſeldorf
wurden drei ſtreikende Former wegen Körperverletzung eines
Arbeitswilligen in Unterſuchungshaft genommen, ſpäter wieder
freigelaſſen, dann aber wegen Körperverletzung und Streik-
vergehen unter Anklage geſtellt. Sie ſollten einen Arbeits-
willigen, der in einer Wirtſchaft mit einem großen Schlacht
meſſer erſchienen war, ſpäter auf der Straße überfallen und
mißhandelt haben. Vor Gericht beſtritt der als Zeuge er-
ſchienene Arbeitswillige, die drei als die Täter bezeichnet zu
haben. Er habe lediglich bei der polizeilichen Vernehmung
auf die Frage, wer denn in dem Lokale geweſen ſei, die drei
Former mit Namen genannt, ſonſt aber keinerlei Beſchuldi
gungen gegen dieſe erhoben. Leider gab die Verhandlung keinen
Aufſchluß darüber, wie die Anklage zuſtande gekommen iſt. Der
Anklagevertreter beantragte kurzer Hand Freiſprechung;
das Gericht erkannte demgemäß. Die unſchuldig Jnhaftierten
werden Antrag auf Schadenerſatz für den durch die Unter-
ſuchungshaft erlittenen Schaden ſtellen.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Jnſerate verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.).
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Händen des herrſchlüſternen Junkertums. Immerhin ſteiger-
ten ſich auch unter Fr. I. die Staatseinkünfte auf 4 Millionen
Taler, wovon 2 Millionen für das Heer verwandt wurden.

König Friedrich Wilhelm I., 1718--40, gedachte die
Macht des Junkertums zu brechen. Als einziger preußiſcher
König, der den Verſuch z energiſch unternahm, kann er
wohl der größte innere König Preußens genannt werden. Ererſtrebte, um das Heer den Juntern zu entreißen, ein reines

Söldnerheer, das nur an ſeine Perſon gekettet war. Er jagte
den ſchmarotzenden Hofadel zum Teufel und vermehrte das
Heer von 88 auf 66 Bataillone und von 53 auf 114 Schwa-
dronen. Die nötigen Rekruten waren nur mit Hilfe der „aus
ländiſchen Werbung“ in benachbarten Staaten durch Kauf oder
Raub zu Pepatſen, m eigenen Lande ſcheiterte die Werbung,
die Fr. W. I. gewaltſam durchzuführen verſuchte, am Wider-
ſtande der Bevölkerung, namentlich der Junker, die ihre
Hörigen gegen die kögiglichen Werber bewaffneten. Indeſſen
nahmen nun die Jünker die inländiſche Werbung in die
Hände. Der Kompagniechef war ein Unternehmer an der Spitze
einer Waffengenoſſenſchaft. Von dem Pauſchquantum aus der
Königl. Kriegskaſſe, mit dem er die Kompagnie zu unterhalten
hatte, fielen ihm, ſelbſt wenn es ohne erhebliche Gaunereien
abging, jährlich einige tauſend Taler zu. Die Junker began-
nen die Landeskinder von früh an zu „enrolieren“. Den Aus-
fall an Arbeitskräften deckten ſie durch eine immer ausgedehn-
tere Beurlaubung, wodurch ſie überdies einen immer
größeren Teil des erſparten Soldes einſtrichen. Der König
war aus der Offenſive in die Defenſive geworfen und mußte
S Ausnahmeverfügungen für die inländiſche Werbung er-
aſſen, namentlich die Städte vor den gierigen Griffen der

Jurer ſchützen. Wie bei der Rekrutierung, ſo behielten die
Junker auch bei der Finanzierung des Heeres die Oberhand.
Es gelang dem König nur, dem Adel eine winzige Steuer, dieLehnpferdegelder, aufzulegen. Aus den Bedürfniſſen
der Finanzverwaltung erſtanden unter Fr. W. I. die Grund-
lagen der preußiſchen Staatsverwaltung. Auch in der Bureau
kratie ſuchte ſich der König eine Waffe gegen die Junker zu
ſchmieden, er beförderte eine große Zahl ürgerliche in hohe
Staatsämter, ſtumpfte dieſe Waffe aber ſelbſt ab, indem er zu-

ſten ſeiner Rekrutenkaſſe einen Aemterkauf trieb. Das
Funkertum mußte im altpreußiſchen Staat die Oberhand be
alten, da in ihm bei den zurückgebliebenen ökonomiſchen Ver
ältniſſen, nur eine ſtändiſch beſchränkte Monarchie mög-

ricdrich II. (1740-86) ließ dem Junkertum völlig die

Zügel ſchießen. Zwar ſcheint er die fürſtliche Machtvollkommen-
heit geſteigert zu haben (erſte Diener des Staates), doch gab
er den Schein der Macht für ihr Weſen hin. Friedrich II.
regierte anſcheinend unumſchränkt mit einigen ſubalternen
Schreibern, unter gefliſſentlicher Mißachtung ſeiner Miniſter,
gerade wie ihm die Laune ſtand, die mit den Jahren immer
bitterer und galliger wurde. Er erledigte ſeine Regierungs

täglich in 114 Stunden. Sein beweglicher und leben-
iger Geiſt flüchtete möglichſt ſchnell aus dem traurigen Räder-

werk des altpreußiſchen Staates zu den Dichtern, Muſikern
und Philoſophen, doch fiel die Herrſchaft deſto mehr in die
Hände der Junker, die dem König ſeinen Scheindeſpotismus
nur geſtattete, ſolange er ihre Vorrechte er hütete. Fried-
rich II. iſt in Wahrheit ein geborener Junkerdiener geweſen.
Kein aufgeblaſener Adliger konnte ſo ſtolz auf das blaue Blut
ſein, wie dieſer philoſophiſche König“, der Freund eines La
Mettrie und Voltaire. Fr. II. ſtieß eigenhändig jeden bürger-
lichen „Roture“ aus den Reihen ſeiner Offiziere.

Jn erſter Reihe verfiel unter Fr. II. das Rückgrat des
Staates, das Heer. Die Kompagniewirtſchaft wurde unter
ihm immer mehr eine Quelle der Gaunereien und Schurke
reien, die Kompagiechefs waren, nach einem Urteil des Gene-
ralfeldmarſchalls v. Boyen „wuchernde Krämer“. Da die Söld-
ner im Friederizianiſchen Heer nur Hunger und Prügel in
ewigem Einerlei erwartete, ließ ſich im „Ausland“ nur noch
verkommenes Geſindel anwerben, das nur durch die grauſam-
ſten Strafen (Gaſſenlaufen) in Diſziplin gehalten werden
konnte. Das Dienen galt als Schande (Strafe für Preſſever-
gehen). Auch die Bureaukratie geriet vollkommen in die
Hände der Junker.

Fr. II. hat während ſeiner Regierungszeit nur einen bür-
erlichen Miniſter befördert. Die Staatseinkünfte ſteigerte

Fr. II. allmählich auf etwa 20 Millionen Taler, von denen
13 Millionen für das Heer abgingen. Unmittelbar nach dem
ſiebenjährigen Kriege, der das Land arg verwüſtete, legte er
2 Millionen neue Steuern auf, für deren Eintreibung er eine
Anzahl franzöſiſcher Steuerbeamte kommen ließ und eine neueBehörde bildete (Reg i e). „Lauter Schurkenzeug“ nannte der

König die Beamten ſelbſt nach 20jähriger Bekanntſchaft. Durch
die Regie wurde alles, was der Menſch zum Leben und Sterben
braucht, einer wahnſinnigen indirekten Beſteuerung unterwor-
fen. Der Adel blieb nach wie vor ſteuerfrei. Jn der Wirt-
ſchaftspolitik huldigte Fr. II. einem glatten Merkantilismus,
der auf einſeitiger Ueberſchätzung des Geldes und Waren

handels beruht. Fr. II. ließ z. B. die Landſtraßen verfallen,
damit ausländiſche Reiſende länger aufgehalten würden und
mehr Geld im Lande laſſen mußten. Unter dem „großen
König“ verfielen auch die von ſeinem Vater gegründeten Volks
und Militärſchulen, während die vier Univerſitäten (Königs-
berg, Frankfurt a. O., Halle, Duisburg) in einem jämmerlichen
Zuſtande blieben. Nur auf dem Gebiete der Rechtspflege ſind
einige Reformen zu verzeichnen, Abſchaffung der Folter, Be
ſeitigung des Aemterſchachers.

Jm Rahmen der Euxiſtenzbedingungen ſeiner junkerlichenMilitärmonarchie hielt ſich auch die auswärtige Politik Fried-

richs II. Die entwickelten kleinen Beſitzungen am Rhein be-
trachtete er als Laſt und ſtrebte nur nach Erwerbungen, die
ſich ſeinem feudalen Ständeſtaat organiſch einverleiben ließen,
nach Schleſien und Weſtpreußen, die er gewonnen, nach Sach-
ſen und dem Reſt Vorpommerns, die ihm verſagt blieben. Das

Ziel der auswärtigen Politik des altpreußiſchen
taates war, durch Erwerbung namentlich von Pommern,

Mecklenburg und Schleſien, dem Wirtſchaftsgebiet der Oder,
ſich ökonomiſch und politiſch abzurunden. Kurfürſt Fr. W. I.
verlangte die Souveränität Oſtpreußens und das hafenarme
Hinterpommern. Erſt König Fr. W. I. erwarb die Oder-
mündungen und ein Stück von Vorpommern. Als im Jahre
1740 der habsburgiſche Mannesſtamm ausſtarb, alſo nach dem
Kurfürſt Fr. W. J. der Zeitpunkt für die Erwerbung Schleſiens
da war, lag es nur in der traditionellen Politik des preußiſchen
Staates, daß Fr. II. in Schleſien einfiel, das er in drei ſchleſi-
ſchen Kriegen eroberte. Auch das Bündnis, das Fr. II. zu
dieſem Zweck mit Frankreich abſchloß, dem alten Feinde des
Hauſes Habsburg, war alte Hohenzollernpolitik. (Joachim I.
und Kurfürſt Fr. W. I. hatten franzöſiſchen Königen die
deutſche Kaiſerkrone vertragsmäßig verſprochen.) Fr. II., der
von Frankreich nur als Vaſall betrachtet wurde, erbitterte es
durch die Weſtminiſter-Konvention mit England im Jahre
1756, mit der Fr. II. einen Einfall Frankreichs oder Rußlands
nach Hannover verhindern wollte. Jm ſiebenjährigen Krieg

gegen Oeſterreich, Rußland und Frankreich rettete:
Fr. II. nur der Rücktritt Rußlands von der antipreußiſchen
Koalition. Die geniale Zarin Katharinag wollte den preußi
ſchen Pfahl nicht aus dem Fleiſche Oeſterreichs ziehen, ſondern
Fr. II. zu ihrem Vaſallen erniedrigen, ſo daß der altpreußiſche
Staat, der aus einer Militärkolonie gegen das Slawentum,
entſtanden war, auf ſeiner angeblich klaſſiſchen Höhe als Satra
pie des ruſſiſchen Deſpotismus endete.



D Hallesches Kohlen- und

Ihesfer
Direktor u. Resitaer: Paul Blüthgen.

8s Uhr.Heute zu Kaltsers
Anſhng

Die Sensation der Wer 1813 1913:
Das ergreifonde Kaiser-Sohausthek

Hapoſeon und gefne Frauen.
Letzte 4 Tage

Erdrückend volles verbürgt derwirkliche Kunſt u. eſenfilmt: 5838II n. men m.
Liebes, Sitten- und Kriminal Drama.

Gewerkchaftskartell Bitterfeld u. Ume.

Grosse hunte Ahendeausgeführt von G. und F. Heilmann, u
Mittwoch den 29. Januar in r
lonnentag Brehna,frettag Pouch th kein Biterkeig,

nein l urbi vei r olzweleste.
Der Bitungrausschunn. welgverein der Bauerbeiter, Brehna

Merseburg. Gegchäfts Vebernanme.
Einem geehrten Publikum zur Kenntnis, daß wir ſeit d1. Januar 1913 das vas ſe

Restaurant zum Roland,
Grosse Sixtistrasse 7,

übernommen haben.
Für gute Speiſen und Getränke werden wir ſtets ſorgen.

Um gütige Unterſtützung bitten
Artur Schröter u. Frau, geb. Steinbrück.

Sonntag früh ger Speckkuchen. Da

Schlittschuhe
bestes Fabrikat,

Garantie für festen Sitz, von 75 Pf. bis 30 Mk.

C. F. RitterHalle a. S., Leipzigerstrasse 90.

2. Sonſtiges.
Kollegen!

Tagesordn ung:

Dienstag den 28. Jannar abends 6/2 e (ſofort nach geben

ſchluß) im Konzerthaus, Karlſtraße 14:

Ausserordentliche

Mitgliecder-Versammlung, S
5886

1. Der Stand unſerer Vertragsbewegung.
Der Ernſt der Situation erheiſcht es, Mann für Mann in dieſer

Verſammlung anweſend zu ſein. Die Ortsverwaltung.

NB. Unſere Generalverſammlung findet am Sonntag den 2.
nachmittags 2 Uhr im kleinen Saale des Volksparks ſtatt.

Februar
D. O.

bedeutend dilliver

Frische, delikate,

grosse Ware.

kamen 90,
F. H. Krause.

16 Fllialen.

FEngros.

Mitglied des Rab.-Spar-Vereins. 5847
G

Bolen n Hin
bockhler-Nützen,
dekoratlons Chrlancen,

Masken Anzüge
aus Stoff,

Plakate, Pritschen, Hörner

5389 etc. etc.
stanunend billig.

Volkshuchhanglung
Halie a. S. Harz 42-43.

Telephon 1047.
Katalog gratis und franko.

Shurheia
S 9 2 a N

Michel Brikets
anerkannt beste Marke.

Allein vertreter für Halle und Vmge

*1305

Halle a. S., Merseburgerstr., Ecke Sehmiedstr. Tol. S

100 v.1 Pfund allerfeinſte Alſterkrone-Margarine
und Pfund Kakao nur

1 Pfund ff. Lauterin-Margarine
und 10 Pfund Speiſe-Zwiebeln nur 90 Pf.

d ff. Delikateß-Margarinet Dir ſürrd Speiſe- 3w ebeln nur 80 Pf.
Außerdem erhält jeder Kunde 1 Gutſchein auf wertvolle

Wirtſchaftsgegenſtände.

Kahrungsmittelhaus
Alte Promenade 23 und vVernhardyſtraße 19.

Ring „Konfe! Frauen! ujährig d i m Bei Störung und Unregelmäßig-
u den ſich vertrauensvoll anr. H. Weher BRrune, Oberhauſen,

Gr. Steinſtr. 46, neb. Walhalla.

nlWid Friedenstrasse 14.
Auskunft koſtenlos. *901

Artikel
MasKen,

Kopfbedeckungen,

Luftschlangen,
Schneebälle,

e

hilft berugsggelle

II
G. I. b. H. 5679

Halle a. S.,
Landwehrstr. 9.

Tel. 8114.

77 Alecztenkranke
all. Art, Jucken, r e, Krä
Hämorrhoiden, off. u.teile ich fed. gern mün 9 od. eine

mit, wie ſich fed. ſelbſt davon befreit.
Frau A. Stricker, Brackwede 107,
*876 Niederſtraße 108.

Soeben erſchienen

Wahrer Jakob 1912
Nr. 3.

Preis 10 Pf.

Gleich heit
Nr. 9.

Preis 10 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus-

träger und die
Velksbuchhanädlung,

42/43.

F

2407

brauchen bei Störung.
rauen

u. Unrigkejt ſow. Weißfluß nur
s Salfnerol. Garant.Fre 4 M., Tropfen

ſow. miti Lekar ruhedr. conrai hellte

Graſeweg 3enung. Ka bört0:

Fil.
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ygie
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liegt es, daß Sie Fahrräder und
e adartikel nirgends gwwdito S kaufen können als r

n eSparmunn dem Wanana.

r e ahr Garantie,Mark sohlänehe,1 Jahr Sorge 3.35 Mk.

Geschäfts Bröffnung.
Meiner werten h undUmgebung die ergebeneMitteil ung,de e T hentigen Tage
Ragier- in fie
eröffne.ſaubere Senuth

Eechäft

r aufmerkſame und
werde ſtets be

müht ſein und bitte ich höflichſt,
mein funges e nternehmen unterWeſchgefäßeſtützen zu wollen.

chtungsvoll
Friſeur.Geo V

BI

II
Sie speisen qut, appefitlich
und preiswert im eigenen Heim
der Holleschen Arbeiterschoft.

Reichhaltiger, kräftiger und
z7 vohlschmeckender, guter

Mittagstisch
von 50 Pfg. an. t.

222223222222222222

or er.

Seefiſche billig.

e o. K. geg 26.
n et zöe
Kbellficch vent 25

Nur ſo lange Vorrat:
kchte Kieler Sprotten 538

e 1 W Jnhalt nur Pf.
eine an O8tveesprotten

5842 Kiſte 68 und

U. peeen
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reiswertalleGr. rn n. Ratskeller.

gar. rein, mit W ave, à 255,
58 empfiehlt: neben
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dauerhadiüigſt

-722 Zander, a
Mitglied d. RabattSpar-Vereins.

e
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e wennJigg Honig, n
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fg., bei 85 Pf
empfiehl

Earl Spoch
üeſtraße

ar i. Turmtr 61/62.

5387

arhirkoſane
Torstrasse 43.

Braten, Hachkfleiſch. Pfd. 40 Pf.
nd 50Leber Pfuef. hen von 3 Pf.hund 80 Pf.
fd. 75 Pf.

HMüucllgkeit u. Schmerzen
in Füßen und Beinen beſeitigen
meine beſtbewährt., haltbar. Platt
fußeinlagen mit u. ohne Feder.

F. Hellwig, e 10
Fernruf 2620.

alle a. S.,

*1377 Gegr. 1831.
Ober UntÄur i M K

iſß

verk. 16, 1
erbett und

en, rotes legte

e u. t Dienstag
2405 chlachtefeſt.2 W Fisoher,
Große Goſenſtraße '39. W

i DienstaSchlachte ſt.2406Rardſe derſtraße ße z.

Leih- Institut
ür Gehrock ack, SmokingU eer leirte und Skuecr,
Herm. Leirich, Hittehtr. 19.

Fernruf 3501. 5281

Arbeitsmarkt
Afene Stellen gut ev et
tung: Sexcpr Vakan en P.Eßlingen 135 *1903

De rüchtige
Maschinencchlover u. Dreher

ſucht *2043A. Hennig Maschinen-7abrik,Gei raße Nr. 19.

Wohnungs Anzeigen

Anſt. b. ls el r rechise

Erde henen bagtwirn

5843

e

Mue Arita,
S bieten

nd d. ü

dtadt Thee

in Halle a. S.
Direktion: Geh. Hofrat M. Riohare
Dienstag den 28. Januar 19
140. Abonnem. Vorſt. 4. Viertel

Der Troubadour,.
Oper in vier Akten von G. Verdi
Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 7 Uz nde gegen 10 hr. d

Mittwoch den 29. Jan. 1913

141. Abonnem. -Vorſt. 1. Viertel,
Novität Zum 8. Male: Novität

Er V(das Fabrikmädel).
Operette in drei Akten

von Franz Lehär,

n

kinladuneskarten
harrenghengen,

Bockblerfesten,
kamſien Abenden

Schlachte Fegten.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhanälung.
Standesamtliche Nachrichten

Halle-Süd(Steinweg 2),25. JanuarAufgeboten: Autok aſtenmacher
Reſte n A. Böhland (Halle
und Wildſchütz).Eheſchückusgen, andelsmann
Probſt u. Thereſie Althoff Büſch

n 9). Arbeiter EhrlingAgnes Hummel (Pfänner-e 35). Eiſendreher Dreefen u.
e ne (Torſtr. 42). Schnei

er und Minna Ambergr Vereinoſtra e 4).
5 gehorn un Luiſe
Weigenfels und S

Bitten Kittmann un
Blänkner (Straßburg und
Se 31). Kapell-ſter Hartwig u. Auguſte Spie-

Guter Markt 4). Schmied
dwig Biſchhoff (Mittelwache 13). Arbeiter Helmert und

Anna cklein (Schülershof 16).Konditor le und Charlotte
eidelberger (Alter Markt 20).
o ngenieur Müller undes us (Eſſen und Süd-Wahe

Dreher Matthaei S.S 105. Kutſcher Gil
(Schmie 8 32).mann Serſüny S. (Marienſtr. 13).

Geſtorben: Kaufmanns Bl .der-

Dann Ehefr. Berta geb. Herrmann,

u 3). AſſiſtentSai nkin, 28 J. W
Landwirt Reubert, 53 J. (Laucher 26). Hofmeiſters Stiehm
a. Höhnſtedt T., 2 Mon. (Klinik).Arbeiters Süße S „1 J. (Wartin-
gzaße

ins enſtrgze 16). itweGottſchlich geb. Ritter 6 Jahr
(Zin e täte 7). Schaiwau
mann Kramer, 52 J. tenz e 10). Schloſſers Ju T.on. (Martaſtraße 17 z

Halle Nord (Gr. Brunnenſtr. 34)
25. Januar.Aufgeboten: Arbeiter Hübnerund Zriederike Schöwe (Vöck-

ſtraße 9 und Trothaerſtraße 9).
Sergeant Schmidt und Helene
Martin Reilſtraße 128 u. Große
Ulrichſtraße 55)heſchttet ungen. Maurer
Lehrmann
er ſtzabßeg 32 und Große

allſtraße 15). Stanzer Thomas
und Martha Leſchke Reilſtr. 41
und Trothaerſtr. 1). Mechaniker
Tänzer und Jda Wrede (Jena u.
n Brunnenſtraße 10). Obeer Lüttig und Frida Ehrlich
t nes Kühnſtraße 7 und Witte-
kindſtraße 5). Eiſendreher S
und d Scherf priettenttr-

e

Meyer
16).

Luiſe

und HerderſtraßeGeboren: h ter Bock S.
Adele wegGeſtorben: Arbeiters Schubert
T., 1 Mon. Reilſtr. 25). HoſpitalitFanderggäuſen, 85 J. (Henrietten
ſtraße 35

Am 25. ds. Mts. verſtarb plötzlich und unerwartet mein
Jnſpektor

Herr Franz Neubert.
Derſelbe war mir ein treuer, gewiſſenhafter und tüchtiger

Mitarbeiter und werde ich deſſen
Ehren halten.

ndenken noch lange in
5837

O. Schreiber (vorm. Wolter, Kellnerſtr. 1)
jetzt Schmiedſtr. 20, Abfuhrgeſchäft.
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Beilage zum Volksblatt.
Dr. 23 Halle a. S., Tienstag den 28. Januar 1913 24. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
Sonnabend, den 25. Januar, vormittags 11 uhr,

Am Bundestatstiſch: Dr. Delbrück.

Etat des Reichsamt des Jnnern.
10. Tag.

Zunächſt erfolgt die Abſtimmung über die Poſitiführung des Kaligeſetzes. 8 Poftzowen evr aur-
Fee Winde ger h u Annahme des Antrags Behrens,

ie Propagandagelder für landwirtſchaftli Korporati900 000 M. auf 1 Million Mark zu derte rationen don
Angenommen wird auch die Reſolution der Kommiſſion, dem

zu erwartenden neuen Kaligeſetz rückwirkende Kraft bis zum 15. Ja-
nuar 1913 zu geben.

Beim Kapitel „Behörden für die Unterſuchung von Seeunfällen“
ergreift das Wort

Abg. Schumann (Soz.):

Die rechtloſe Lage der ſeemänniſchen Arbeiter iſt hier ſchon
mehrfach erörtert worden, aber für die Wünſche der Seeleute in
bezug auf den Schutz von Loben und Geſundheit iſt bisher wenig
gelan. Die vor 2 Jahren vorgenommene Reviſion der Seemanns-
ordnung iſt als Scheinreform zu bezeichnen, die nach dem Grundſatz:
„Waſch mir den Pelz, aber mach mich nicht naß!“ ausgeführt wurde.
Weder ein modernes Vertragsrecht, noch eine fortſchrittliche Ge
richtsbarkeit iſt den Seeleuten gewährt worden, ebenſo wenig eine
Regelung der Arbeitszeit und des Koſt- und Logisweſens. Vor
allem iſt auch nicht der Wunſch nach Schaffung eines Reichsſchiff-
fahrtsamts erfüllt worden, eine von den Unternehmern unabhängige
Aufſichtsinſtanz. Die Offiziere und Kapitäne verlangen ſolch
Reichsſchiffahrtsamt, nur die Reeder wenden ſich dagegen; ſie er
blicken darin eine behördliche Bevormundung und unzuläſſige Ein-
miſchung in ihre Angelegenheiten. Der wahre Grund iſt die Furcht
der Reeder, durch eine unabhängige Kontrollbehörde mehr wie bis-
her in der Ausbeutung der ſeemänniſchen Arbeiter beeinträchtigt zu
werden. Der Wunſch nach einem Reichsſchiffahrtsamt iſt aber mit
dem ſteigenden Umfang der Schiffahrt, mit der wachſenden Zahl
der Seeleute immer ſtärker geworden; vor allem iſt eine ſolche
Kontrollbehörde ja auch im allgemeinen Jntereſſe, aus Rückſicht
auf Leben und Geſundheit der Paſſagiere, notwendig. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten.) Ueber die unhaltbaren Verhältniſſe
lüften den Schleier ab und zu ungeheuere Kataſtrophen. Es iſt
noch nicht lange her, daß ein großes Unglück als Folge der Profit-
ſucht und Rekordſucht erfolgte; ich meine den Untergang der
„Titanic“, wo 1600 Menſchen dem Moloch Kapitalismus geopfert
wurden. Auf einem Schiff, das 32 Millionen Mark gekoſtet hat,
waren nicht einmal genügend Rettungsboote vorhanden. Von Jnter-
eſſentenſeite wurde geſagt:* Ja, das iſt ein engliſches Schiff; bei uns
in Deutſchland iſt alles in beſter Ordnung. Aber Sachverſtändige
behaupten das Gegenteil. Auch bei unſeren Schiffen iſt das Un-
weſen der Rekordſucht verbreitet. Nach dem Urteil eines Fach-
mannes in der „Frankf. Ztg.“ iſt auch auf unſeren großen Paſſa-
gierdampfern nicht genügend Bootsraum für alle Paſſagiere vor-
handen. Die Ausſtellung der Boote iſt unzweckmäßig, weil der
Raum für die Luxusbedürfniſſe der Paſſagiere 1. Klaſſe gebraucht
wird. Gemeingefährlich iſt die

Bootsunkundigkeit
der Mehrheit der Schiffsbeſatzung. (Hört! hört!)) Ungenügend iſt
auch die Ausrüſtung der Schiffe. Was man auf deutſchen Schiffen
Bootsmanöver nennt, bezeichnen Fachleute als Kinderei. Es fehlt
an genügenden Schwimmgürteln uſw., nicht alle Schiffe ſind mit
drahtloſer Telegraphie ausgerüſtet, und vor allem fehlt es an ge-
nügend zur Bedienung der Apparate ausgebildetem Perſonal. Nun
hat am 6. Mai 1912 nach der „Titanic“- Kataſtrophe eine Konferenz
ſtattgefunden, die man als Reklamekonferenz der deutſchen Groß
reeder bezeichnen könnte. Man hat dort um den Kern der Sache
herumgeredet und falſche Behauptungen aufgeſtellt. Tatſache bleibt,
daß mindeſtens 75 Proz. der deutſchen Schiffsbeſatzung auf Paſſa
gierſchiffen bootsunkundig ſind. (Hört! hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Eine internationale Konferenz wurde in Ausſicht ge-
nommen. Die Vertreter der beteilgten Arbeitergruppen hat man
naürlich wieder nicht zugezogen. Nach einer Erklärung des Staats
ſekretärs Delbrück ſollten Vertreter der Verſicherten von der See
berufsgenoſſenſchaft zur Begutachtung ihrer Vorſchläge gehört wer-
den. Davon, daß nichts geſchehen iſt, iſt mir nichts bekannt. Prof.
Flamm (Charlottenburg) hat Ausbau der Beſtimmungen über die
Schotten und ihre Ausdehnung auf die Frachtdampfer gefordert;ferner Bemeſſung des Bootsraumes nach der Zahl der Kaſſagiere

und ſchließlich eine unabhängige Behörde als Kontrolle. Dieſen
Vorſchlägen eines hervorragenden Sachverſtändigen traten die
Direktoren des Germaniſchen und des Norddeutſchen Lloyd entgegen.
Dieſe Herren fürchten eben eine Einſchränkung der Ausbeutungs-
freiheit. Die Unfallverhütungsvorſchriften ſind ja teilweiſe ſehr
ſchön, ſie ſtehen aber bloß auf dem Papier. Ueber ihre Durch
führung zu wachen, werden die ſeemänniſchen Arbeiter durch die
Seemannsordnung verhindert, weil ſie zu unweigerlichem Gehorſam
verpflichtet ſind; ſelbſt unberechtigten Befehlen müſſen ſie gehorchen,
ſie können ſich nachher beſchweren, doch hinter dem Beſchwerderecht
ijauert die Beſtrafung. Die Vorſchriften über die Bemannung der
Fiſchdampfer hat die von den Reedern gänzlich abhängige See-
berufsgenoſſenſchaft auf Verlangen der Reeder geändert. (Hört!
hört! bei den Sozialdemokraten.) Vielfach werden Dampfer mit
ungenügendem Maſchinenperſonal herausgeſandt, z. B. bei den
Differenzen in Bremerhaven. Dieſe Vorgänge ſcheinen allerdings
auf einer Verordnung des Reichskanzlers zu beruhen, wonach bei
erwieſenem Perſonenmangel von den Vorſchriften der Seeberufs-
genoſſenſchaft über die Bemannung Dispens erteilt werden kann.
Ferner erinnere ich an das bekannte Kapitel der

Sargſchiffe.

Von einer einzigen Reederei gingen drei ſolcher Schiffe in kurzer
Zeit zugrunde, wobei 65 Menſchen ums Leben kamen. (Hört! hört!
bei den Sozialdemokraten.) Dieſe und viele andere Fälle beweiſen,
wie man mit Leben und Geſundheit der deutſchen Seeleute umgeht.

Zahlreich werden Unfälle auch hervorgerufen durch die auf
Grund der Seemannsordnung zuläſſige ſchikanöſe Behandlung der
Mannſchaften, auf die manche Selbſtmorde zurückzuführen ſind.
Die Zahl der Unfälle betrug in den Jahren 1893 bis 1911 63 638,
darunter faſt 10 000 Todesfälle. Mit der Steigerung der Proſperi-
tät ſteigen auch die Unfälle; alſo je flotter das Geſchäft geht, um
ſo mehr werden die Schutzbeſtimmungen für die Arbeiter aus
geſchaltet. Die Seeleute ſetzen ihr Leben ein für die Sicherheit der
Paſſagiere. Um ſo mehr iſt es zu verurteilen, daß man dieſer
Arbeiterſchaft keine Gelegenheit gibt, bei der Behandlung der Frage
mitzuwirken, die im eigentlichſten Sinne des Wortes für ſie Lebens-
fragen ſind. Beziehen ſich die Worte des Staatsſekretärs von der
Selbſtverſtändlichkeit einer gewiſſen Ruhepauſe in der Sogialpolitik
auch auf die Sozialpolitik im Jntereſſe der Seeleute Wird das
neue Seeunfallgeſetz, das uns verſprochen iſt, wieder in der Ver-
ſenkung verſchwinden, weil die Unternehmer nicht damit einver-
ſtanden ſind? Die ſeemänniſchen Arbeiter halten an ihren oft be
tonten Forderungen feſt; ſie gipfeln in dem Verlangen nach einer
durchgreifenden Reviſion der Seemannsordnung, in der Forderung

von Seeſchöffengerichten nach Art der Gewerbe und Kaufmanns-
gerichte, der Einführung eines Reichsbemannungsgeſetzes, einer be
hördlichen Schiffsbau und Schiffahrtskontrolle unter Mitwirkung
von Arbeitervertretern in einem Reichsſchiffahrtsamt und den ent
ſprechenden Lokalinſtanzen, in der Regelung der Leicht und Tief-
ladelinie und in der Reform der ſeemänniſchen Sozialgeſetzgebung.
Jhre wichtigſte Forderung aber iſt die

Anerkennung und Sicherſtellung ihres Koalitionsrechtes.

Die Erfüllung dieſer Forderung iſt die beſte Garantie für die
Sicherheit der deutſchen Seeſchiffahrt. (Lebhafter Beifall bei den
Sozialdemokraten.

Miniſterialdirektor v. Jonquières: Die Regierung will durch
aus nicht auf dem Gebiet der Seeſchiffahrt eine Pauſe im Ausbau
der Sozialpolitik eintreten laſſen. Der Entwurf eines neuen See-
ſchiffahrtsgeſetzes iſt im Reichsamt ausgearbeitet, doch haben ſich
die beteiligten Bundesregierungen in einigen wichtigen Punkten
noch nicht geeinigt. Ob und wann das der Fall ſein wird, kann
ich noch nicht ſagen. Jedenfalls hielten wir es für richtig, anläßlich
der „Titanic“ Kataſtrophe die großen Fragen, um die es ſich hier
handelt, zu erledigen. Wir haben ernſtlich zu prüfen gehabt, ob
bei uns alles in Ordnung iſt. Jn dem Urteil über engliſche Schiffe
möchten wir uns hier doch einigermaßen Reſerve auferlegen. Das
iſt Aufgabe der engliſchen Behörden, und die engliſche Regierung
hat gerade auf Grund ihrer Unterſuchungen gebeten, die inter-
nationale Konferenz in London ſtattfinden zu laſſen, womit wir
einverſtanden ſind. Unſere Konferenz vom 6. Mai zur Prüfung
unſerer eigenen Verhältniſſe war durchaus keine Vertuſchungs
konfereng. Sie hat poſitive Ergebniſſe für unſer Verhalten auf der
internationalen Konferenz gezeitigt. Auch die ſeemänniſchen Ar
beiter ſind bei der Vorbereitung zur Konferenz gehört worden, und
zwar in Hamburg unter Vorlage des geſamten Materials. Nach
dem Protokoll haben die Arbeitervertreter, unter ihnen auch Herr
Paul Müller, den der Vorredner ja wohl gelten laſſen wird, ſich
mit den Vorſchlägen einverſtanden erklärt. (Hört! hört!) Jn der
Bootsfrage ſtehen ſich zwei Meinungen gegenüber. Die einen ver-
langen Mitführung des genügenden Bootsraums für jede Perſon,
die anderen halten das ohne Gefährdung des Schiffes für unmög-
lich. Welche Auffaſſung auf der internationalen Konferenz die
Oberhand gewinnen wird, kann man noch nicht ſagen. Auf den
großen Dampfern befinden ſich 70 bis 75 Proz. bootskundiges Per
ſonal. Die Vorſchriften der Seeberufsgenoſſenſchaft über die Fiſch-
dampfer unterliegen der Genehmigung des Verſicherungsamtes,
einer Reichsbehörde, die Sie wohl gelten laſſen. Es gibt augen-
blicklich zu wenig Maſchiniſten und deswegen hat der Reichskanzler
geſtattet, daß ein Oberheizer als zweiter Maſchiniſt mitgeht. Die
Reederei gewinnt dabei nichts, denn dieſer Oberheizer wird ſo
bezahlt wie ein zweiter Maſchiniſt. Die Zahl der Selbſtmorde von
Heizern iſt in den letzten Jahren beſtändig geſunken. Dagegen hat
die Zahl der allgemeinen Unfälle 1912 leider zugenommen. Dies
Jahr hatte beſonders große Kataſtrophen infolge der großen
Stürme. Von ihm abgeſehen iſt die Unfallzahl in den letzten
Jahren ſtändig zurückgegangen. Ueber die „Sargſchiffe“ iſt vor
zwei Jahren ausführlich geſprochen worden. Die ſeeamtliche Unter-
ſuchung hat damals ergeben, daß lediglich höhere Gewalt und nicht
mangelhafte Ausrüſtung der Schiffe infrage kam.

Abg. Dr. Heckſcher (Vp.): Der Abg. Schumann hat ſeine
heftige Anklage gegen die deutſche Schiffahrt nur mit allgemeinen
Redensarten begründet. Er ſchloß ſeine leidenſchaftliche Anklage
an die „Titanic“- Kataſtrophe an. Jn England aber beſteht eine
ſtaatliche Aufſicht, während in Deutſchland die Aufſicht von der
Seeberufsgenoſſenſchaft ausgeübt wird. Eine Schiffahrt ohne
eiſerne Disziplin iſt doch ganz undenkbar. Beklagenswerte Schiffs-
kataſtrophen werden ſich ab und zu immer ereignen. Fehler
kommen auch in der Schiffahrt vor, aber im allgemeinen iſt die
Entwickelung unſerer Schiffahrt ein Ruhmesblatt für die Tüchtig-
keit unſerer Seeleute und Kapitäne und für den Unternehmungs-
geiſt unſerer Kaufmannſchaft. Beifall bei der Fortſchrittlichen
Volkspartei.)

Abg. Graf v. Weſtarp (Rp.) proteſtiert ebenfalls gegen die
Angriffe auf die Seeberufsgenoſſenſchaft.

Abg. Schumann (Soz.)

Jn England funktioniert das ſtaatliche Schiffsamt deswegen
nicht, weil die Reeder ihren Einfluß darauf geltend machen, genau
wie in Deutſchland. Herr Heckſcher hat ſelbſt anerkannt, daß vieles
in unſerer Schiffahrt oberfaul ſei. (Widerſpruch des Abgeordneten
Heckſcher.) Nun, jedenfalls dem Sinne nach. Die Sozialpolitik
im Jntereſſe der Seeleute wird hoffentlich in der Zukunft in leb-

Tempo gefördert werden. (Bravol bei den Sozialdemo-
kraten.

Das Kapitel wird bewilligt.

Beim Kapitel „Statiſtiſches Amt“ ergreift das Wort
Abg. Bender (Soz.)

Durch die Erhebungen des Statiſtiſchen Amtes
beitszeit in den gewerblichen Fuhrwerksbetrieben
Binnenſchiffahrt ſind übermäßig lange Arbeitszeiten und das faſt
völlige Fehlen der Sonntagsruhe feſtgeſtellt worden. Der Beirat
für Arbeiterſtatiſtik hat deshalb vom Reichsgeſundheitsamt ein
Gutachten über die Wirkungen der langen Arbeitszeit im Fuhr-
werksgewerbe eingeholt, das ſchon im Juli 1908 eingegangen iſt.
Es wurde eine Ruhezeit von mindeſtens 10 Stunden für das
Fuhrwerksgewerbe darin verlangt. Der Beirat für Arbeiterſtatiſtik
begnügte ſich, nur eine neunſtündige Ruhezeit zu verlangen, jeden
vierten Sonntag frei, die Sonntagsarbeit auf zwei bis drei Stun-
den herabzuſetzen und für die Arbeiter unter 16 Jahren den acht-
ſtündigen Arbeitstag zu verlangen. Jm Binnenſchiffahrtsgewerbe
ging die Sache ebenſo; auch hier wurde ein Gutachten des Reichs-
geſundheitsamts eingeholt und auf Grund desſelben Forderungen
aufgeſtellt. Der Bundesrat hat von dieſem Gutachten doch wohl
Kenntnis erlangt. Warum hat er in dieſen beiden Berufen trotz-
dem nichts getan, um den mörderiſchen Zuſtänden ein Ende zu
bereiten. Hat er ſich auch hier von den Scharfmachern umgarnen
laſſen? Die Regierung hätte doch allen Anlaß, im Jntereſſe der
Volksgeſundheit und damit auch in dem der Erhaltung unſerer
Produktionskraft und unſerer Wehrkraft die übermäßig lange Ar-
beitszeit einzuſchränken. Jm Königreich Sachſen hat die Landes-
zentralbehörde jetzt eine fünfzehnſtündige Arbeitszeit mit zwei-
ſtündiger Pauſe im Fuhrwerksbetrieb angeordnet. Da kann man
ſich denken, was für lange Arbeitszeit in dem Gewerbe herrſcht.
Was bleibt aber einem Menſchen bei fünfzehnſtündiger Arbeits-
zeit noch vom Leben übrig. Ein ſolcher Menſch arbeitet nicht um
zu leben, ſondern er lebt, um zu arbeiten wie ein Laſttier. (Sehr
richtigl bei den Sozialdemokraten.) Eine ſo lange Arbeitszeit läßt
keine Zeit zur geiſtigen Entwickelung und zur Pflege des Familien
lebens und der Geſelligkeit. Die Arbeiter dieſes Gewerbes haben
keinen Anteil an den geiſtigen Errungenſchaften unſerer Zeit.
Wenn man zulaſſen will, daß Kinder von 16 Jahren 15 Stunden
beſchäftigt werden, ſo fehlt mir dafür der parlamentariſche Ans-
druck. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten Solche Kinder
müſſen in kurzer Zeit körperlich und geiſtig verkrüppeln. Wir ver-
langen den achtſtündigen Arbeitstag für alle Arbeiter unter
18 Jahren. Ferner verlangen wir nicht jeden vierten Sonntag

über die Ar-
und in der

frei, wie der Beirat für Arbeiterſtatiſtik, ſondern jeden dritten

Sonntag. Durchführbar iſt das, wie ſelbſt Unternehmer zugeben
und wie der Umſtand beweiſt, daß Tarifverträge auf dieſer Grund-
lage abgeſchloſſen ſind. Tun die Regierungen nichts, um eine ge-
ſetzliche Arbeitszeit im Fuhrgewerbe einzuführen, ſo machen ſie
ſich mitſchuldig, wenn Leben und Geſundheit dieſer Arbeiter rui-
niert wird.

Aehnlich ſieht es im Binnenſchiffahrtsgewerbe aus. Die
Unternehmer haben gegen eine Sonntags- und Nachtruhe petitio-
niert. Der Reichstag iſt darüber einfach zur Tagesordnung über
gegangen und ſcheint auch zu einer geſetzlichen Regelung geneigt.
Einer ſolchen widerſetzen ſich aber die Regierungen. Die Nacht-
ruhe ift aber für Schiffer eine Lebensfrage, und ſie werden nicht
ruhen, bis ſie ſie, eventuell durch den wirtſchaftlichen Kampf, er-
reicht haben. Für die Rheinſchiffahrt wird beabſichtigt, eine ſieben-
ſtündige Nachtruhe durchzuführen, allerdings ohne beſtimmte Be-
grenzung. Auch dann wäre alſo noch eine 24ſtündige Beſchäftigung
möglich. Die Konferenz der Binnenſchiffer, die in Koblenz getagt
hat, fordert daher eine achtſtündige Nachtruhe. Daß die Forde-
rungen der Binnenſchiffer durchführbar ſind, die achtſtündige
Nachtruhe, jeden Monat einen Sonntag, ferner der erſte Feiertag
zu Oſtern, Pfingſten und Weihnachten, ſowie der Karfreitag
arbeitsfrei, beweiſt die Tatſache, daß auf dem Rhein dieſe Ver-
hältniſſe durch Tarifvertrag bereits erreicht ſind. Wir erwarten
daher baldigſt die Vorlegung eines Geſetzentwurfs zur Regelung
der Arbeitszeit in der Binnenſchiffahrt. Erfüllt die Regierung
die Wünſche der Binnenſchiſffer nicht, ſo trägt ſie die Verant-
wortung für ſchwere wirtſchaftliche Kämpſe in dieſem Gewerbe,
bei welchen die Sympathie aller rechtlich denkenden Menſchen auf
Seiten der armen Flößer ſein wird. (Lebh. Beiſall bei den
Sozialdemokraten.

Abg. Wendorff (Vp.): Leider ſind die von uns gewünſchten Er-
hebungen über die Art der Vodenbenutzung in Deutſchland nicht
ausgeführt worden. Die Koſten bei ſolchen für zukünftige Han-
delsvertragsverhandlungen ſehr wichtigen Erhebungen dürften
keine Rolle ſpieken. Auch auf dem Gebiet der Viehzählungen ſollte
mehr getan werden, und vor allem ſollten die Ergebniſſe möglichſt
ſchnell veröffentlicht werden. Soweit ſie bis jetzt bekannt ſind, iſt
die Anzahl der Schweine in Deutſchland ganz enorm zurück
gegangen. (Hört! hört! links.)

Geheimrat Müller. Eine Viezählung ſoll an jedem 1. De-
zember ſtattfinden, Zwiſchenzählungen vorzunehmen, würde doch
wohl zu weit gehen. Vor allgemeinen Schlüſſen aus den bisher
erfolgten Veröffentlichungen möchte ich doch warnen, ſolange die
Ergebniſſe aus Preußen nicht vorliegen.

Abg. Spiegel (Soz.):
Jn der Schwereiſeninduſtrie kommen noch außerordentlich

zahlreiche Ueberſtunden vor. Die Jnduſtriellen laufen Sturm
dagegen, daß die Sonnlagsarbeit als Ueberarbeit angeſehen wird.
Die Arbeiter werden in dieſer Jnduſtrie zur Sonntagsarbeit ge
radezu gezwungen. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. So-
gar mit Prügeln geht man gegen die Arbeiter vor. Vielfach wird
auf den Hütten und Walzwerken auch ohne Genehmigung der Ve-
hörde gearbeitet. Die Jnduſtriellen verlangen, bevor eine Ver-
beſſerung der Arbeitsverhältniſſe in den Hütten und Walzwerken
durch eine Bundesraiéverordnung erfolgt, noch eingehende ſtati-
ſtiſche Erhebungen. Wenn die Regierung und das Statiſtiſche Aint
ſolche Erhebungen wirklich noch für notwendig halten, ſo müſſen
dazu jedenfalls der Beirat für Arbeiterſtatiſtik und die geweck-
ſchaftlichen Organiſationen herangezogen werden. (Lenhafte Zu
ſtimmung bei den Sozialdemokraten.

Abg. Feldmann (Soz.):
Geheimrat Caſpar hat beſtritten, daß die Tuberkuloſe unter

den Steinarbeitern beſonders häufig iſt. Statiſtiſche Erhebungen
würden das Gegenteil beweiſen. Unter den deutſchen Stein
arbeitern ſind die Geſundheitsverhältniſſe viel ungünſtiger als in
Oeſterreich. Gegen die Bundesratsverordnung, durch die wenig-
ſtens etwas geſchehen iſt, kommen außerordentlich viele Verſtöße
vor. Die Verordnung ſteht vielfach nur auf dem Papier, denn
den Gewerbeinſpektoren fehlt es an Befugniſſen, ihre Durch
führung zu erzwingen. Präſident Kaempf bittet den Redner,
ſich nicht zu weit vom Statiſtiſchen Amt zu entfernen.) Eine
Statiſtik würde ergeben (Heiterkeit), daß die Hälfte der beim
Völkerſchlachtdenkmal tätigen Steinmetzen im Freien wohnen. So
iſt dieſes Denkmal zugleich ein Denkmal der Skrupelloſigkeit
deutſcher Unternehmer. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.)

Die Unfallziffer in der Steininduſtrie iſt ſogar höher als im
Baugewerbe. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Sehr kraſſe
Mißſtände herrſchen auch im Kunſtſteinbau. Von den Schiefer
brechern fallen über die Hälfte der Lungentuberkuloſe anheim. Jn
Sandſteinbetrieben werden ſelbſt Kinder beſchäftigt. Ein Stein
bruchsbeſitzer beſchäftigt ſogar Kinder unter 10 Jahren 10 Stunden
lang, und wurde dafür nur mit 3 M beſtraft.

Präſ. Kaempf: Jch bitte wiederholt, beim Statiſtiſchen Amt zu
bleiben. (Abg. Arendt: Da iſt er ja noch gar nicht geweſen
Heiterkeit.)

Abg. Feldmann: Statiſtiſche Erhebungen würden ergeben, in
wie elender Lage ſich die Arbeiter befinden, ſo daß Abhilfe drin-
gend notwendig iſt. (Bravol bei den Sozialdemokraten.)

Das Kapitel wird bewilligt.
Es folgt das Kapitel: „Reichsgeſundheitsamt“,

Abg. Käppler (Soz.):
Jm Müllergewerbe iſt eine Verkürzung der Arbeitszeik dringend

geboten. Jnfolge der großen Staubentwickelung ſind die Arbeiter
dieſes Gewerbes vielfach von Lungenentzündung heimgeſucht und
verfallen der Lungenſchwindſucht. Die üble Wirkung der langen
Arbeitszeit wird n durch die Sonntagsarbeit verſtärkt. Die
Bundesratsverordnung von 1896 bereitete den Arbeitern eine herbe
Enttäuſchung, denn ſie garantierte ihnen nur den 16ſtündigen
Normalarbeitstag. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Hinter
den Vorſchlägen des Dr. Wörishofer blieb ſie weit zurück, und die
ungelernten Arbeiter wurden ſogar noch von den geringen Seg-
nungen“ dieſer Verordnung ausgeſchloſſen. Mindeſtens der Zwölf-
ſtundentag müßte im Müllereigewerbe geſetzlich feſtgelegt werden,
und die volle Sonntagsruhe. Mit Recht hat ein Pfarrer geſagt,
wer den Arbeitern den Sonntag nimmt, begeht Diebſtahl. Jv der
Schweiz iſt die Sonntagsruhe in allen Mühlen geietzlich eingeführt;
auch bei uns ſollte einmal Schluß gemacht werden mit dem Raub-
bau, der durch die lange Arbeitszeit an der Geſundheit der Mühlen-
arbeiter getrieben wird. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.

Abg. Aſtor (Z.): Jn Deutſchland geſchieht ſehr viel für den
geſundheitlichen Schutz der Arbeiter. Beſonders erfreuliche Fort
ſchritte find auf dem Gebiet der Säuglingsfürſorge zu verzeichnen.
Leider fehlt es noch an einer gründlichen Reform des Hebammen-
weſens. Es ſterben in Deutſchland immer noch 4000 Frauen jähr-
lich am erſten Tage nach der Geburt, und ebenſovieie ſpäter an
den Folgen der Geburt. Die Ausbildung der Hebammen ift drin
gend verbeſſerungsbedürftig; ſie müßten bis zum Schluß des erſten
Jahres erfahrene Ratgeber der jungen Mütter ſein können. 7
dieſem Gebiet ſollte die Regierung endlich etwas Durchgreife
ſchaffen. (Bravo! im Zentrum. Zuruf bei den Sozialdemokraten
Reiechsverſicherungsordnung!)

Die Weiterbergtung wird vertagt auf Dienstag 1 Uhr. (Bor
Kurze Anfragenher:

Schluß: 452 Uhr.
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e Aus der Provinz.
Wahlkreis Torgau Liebenwerda.

Es iſt wiederholt vorgekommen, daß Referenten von den ein
zelnen Diſtriktsleitern beſtellt werden, ohne den Zentralvorſtand
davon in Kenntnis zu ſetzen. Das iſt nicht richtig. Nach dem
Beſchluß der letzten Diſtriktsleiter Konferenz ſollen alle Refe
renten durch den Zentralvorſtand geſtellt werden.

Jn letzter Zeit iſt Genoſſe Langhammer, welcher jetzt als
Reiſender tätig iſt, als Referent in Mitgliederverſammlungen auf-
getreten. Den Diſtriktsleitern diene hierdurch zur Kenntnis, daß
L. als Referent in der Partei nicht tätig iſt und daß alles An
erbieten von ihm zurückzuweiſen ift, da der Zentralvorſtand keiner-
lei Gelder für L. bezahlt. Man wende ſich in vorkommenden
Féllen ſofort an den Zentralvorſtand.

Mit Parteigruß
Der Zentralvorſtand. J. A. P. Tauchnitz, 2. Vorſitzender.

Das BViehſeunchengeſetz gegen die Verſammlungsfreiheit.
Die preußiſche Polizei hat die liebenswürdige Gewohnheit,

alle Mittel aufzubieten, die ihr geeignet erſcheinen, Verſamm-
lungen zu verhindern. Sie nimmt wahrſcheinlich an, daß für
ſie ſelbſt und für die Jntereſſen, die ſie vertritt, doch nichts
Gutes bei den Verſammlungen herauskommt. So hat die preu
ßiſche Polizei wiederholt auch Verſammlungen unterſagt, wenn
in der nähern oder weitern Umgebung des Verſammlungsortes
die Maul oder Klauenſeuche ausgebrochen war. Ein ſolches
polizeiliches Verbot, das vom Landrat und vom Oberpräſidenten
beſtätigt worden war, iſt jetzt vom preußiſchen Oberverwal-
tungsgericht als rechtsungültig aufgehoben worden. Das Ober-
verwaltungsgericht betont ausdrücklich, daß aus dem S 7 des
Vereinsgeſetzes eine allgemeine Befugnis zum Erlaß ſanitärer
Verfügungen nicht abgeleitet werden könne. Das Viehſeuchen-
geſetz zähle alle Maßnahmen zum Schutze der öffentlichen
Sicherheit auf, darunter befinde ſich aber keine, die für den Fall
der Maul und Klauenſeuche die Verſammlung von Perſonen
aus den verſeuchten Gebieten unter freiem Himmel verſage.

Sei deshalb ſo heißt es in der Entſcheidung des Ober-
verwaltungsgerichts weiter ein Verbot in dieſer Richtung
auf Grund der beſondern Schutzgeſettze nicht zu ſtützen, ſo ſei es
außerdem nicht angängig, zur Verhütung der öffentlichen
Sicherheit weitere als die in jenen Geſetzen enthaltenen Maß-
nahmen aus allgemeiner Erwägung anzuordnen. Werde die
Gefahr, deren Bekämpfung das Sondergeſetz regle, vom Geſetz
geber nicht als eine ſolche betrachtet, daß zu ihrer Behebung ein
Eingriff in das Verſammlungsrecht für erforderlich angeſehen
worden ſei, ſo müſſe ein ſolcher unterbleiben. Würde man mit
dem Regierungspräſidenten annehmen, daß die Reichsſeuchen-
geſetze nicht die zur Bekämpfung der Seuchen erlaubten polizei-
lichen Maßnahmen ſtreng abgrenzen, ſondern dem Reichs
vereinsgeſetz freien Spielraum ließen, den Seuchengefahren mit
Einſchränkung der Verſammlungsfreiheit entgegenzutreten, ſo
ergäbe ſich die eigentümliche Folge, daß die Polizei auf Grund
von S 7 des Reichsvereinsgeſetzes zwar Verſammlungen unter
freiem Himmel und öffentliche Aufzüge, aber nicht Verſamm-
lungen im geſchloſſenen Raume trotz Vorliegens der gleichen
Gefahr verbieten könne.

Das Oberverwaltungsgericht macht ſchließlich der Polizei
noch klar, daß ſie nur da Verſammlungen unter Berufung auf
die Maul und Klauenſeuche verbieten könne, wo die Reichs-
geſetze ſolche ausdrückliche Verbote enthalten, wie z. B. bei Ver
ſammlungen auf einem ſolchen Gehöft, oder wenn der einzige
zur Verſammlung führende Weg infolge der Seuchen geſperrt
iſt. Das preußiſche Miniſterium des Jnnern, das dieſe Ent-
ſcheidung den nachgeordneten Behörden zur Kenntnis bringt,
wutzt nun dieſe Schlußbemerkung der Oberverwaltungsgerichts-
Entſcheidung gleich aus und fügt ihr hinzu, daß durch dieſe
Darlegung den Polizeibehörden die Befugnis nicht genommen
ſei, nach wie vor Verſammlungen unter Hinweis auf herrſchende
Seuchen zu verbieten. Nur, ſo wird zur Belehrung der Polizei-
beamten ausgeführt, dürfe das nicht mehr auf Grund des Ver
einsgeſetzes, ſondern eben nur auf Grund des Seuchengeſetzes
geſchehen. Außer den vom Oberverwaltungsgericht angeführten

Fällen gäbe es noch eine große Reihe, die eine Handhabe für
die Polizei bieten. Der preußiſchen Polizei wird dieſer Wink
nicht umſonſt gegeben ſein, und ſo werden wir nach wie vor
erleben, daß die Verſammlungsfreiheit mit dem Viehſeuchen
geſetz bekämpft wird.

Nebra. Vorſicht beim n T 1] von Lehrverträgen! Bekanntlich hat voriges Jahr der hieſige Gewerbe
verein beſchloſſen, einen Paſſus in den Vehrvertrag aufzunehmen,
daß künftig den Lehrlingen der Beitritt zu irgend einem Vereine
nur mit Genehmigung des Lehrherrn geſtattet ſei. Welche Vereine
wollte man damit treffen eichen des bürgerlichen Jugend
fanges glaubt man, durch ſolche törichten Maßregeln die Arbeiter
ſchaft zu treffen. dieſer Belangloſigkeit für i Sreiven
erſuchen wir die Eltern, ſolche Lehrverträge nicht zu unterſchreiben.
Wer dies dennoch tut, gibt ſeine elterlichen c in fremde

ände, was einer ſehr unklugen Handlung gleichkommt. Die
achfrage nach Lehrlingen iſt hier groß, darum kann den nachLehrlingen gierenden Handberlemn getroſt zugerufen werden

Bange machen gilt nicht
Bitterfeld. Große Mengen Kupferdraht wurden in den

Jahren 1910 bis 1912 von den elektriſchen Anlagen bei Bitterfeld
entwendet. Als Täter wurde ſchließlich ein 25 jähriger Arbeiter
aus Greppin ermittelt, der einem 54 jährigen Handelsmann etwa
ſechs Zentner Kupferdraht für 250 Mk. verkaufte. Der Dieb, derden Draht gefunden haben will, wurde von der Halleſchen Straf
kammer zu neun Monaten, der Hehler zu ſechs Monaten Ge
fängnis verurteilt. In derſelben Sitzung kam ein weiteres
Eigentumsvergehen zur Verhandlung. Ein 33 jähriger Arbeiter,
der im Bitterfelder Armenhauſe untergebracht war, entwendete
ſeinem Stubennachbar, einem Jnvaliden, wiederholt Kleider und
Wäſcheſtücke. Sein geringer Vorteil brachte ihm eine Gefängnis
ſtrafe von vier Monaten ein.

Delitzſch. Einiger Materialdiebſtähle mußten ſich
kürzlich von der Polizei drei hieſige Eiſenbahnwerkſtätten-arbeiter überführen laſſen. Hauptſächlich hatten ſie es auf das

zu einer Gartenlaube benötigte Material abgeſehen. Als
ätigkeitsfeld hatten ſie ſich einige Neubauten auserſehen, wo

es ihnen auch gelang, das Geſuchte zu finden. Ferner waren
ſie auch um eine billige Bepflanzung ihrer Gärten beſorgt, wes-
halb ſie der Baumſchulenanlage von Poenicke einen Beſuch ab
ſtatteten und hierbei die nötigen „Eroberungen“ machten. Nun-
mehr ſind die drei Beteiligten aus ihrem Arbeitsverhältnis
entlaſſen worden, ſo daß ſie zur Strafe auch noch die Arbeits
loſigkeit zu fühlen haben.

Däben. Zur Stadtverordneten -Stichwahl. Da am8. Januar kein endgültiges Reſultat erzielt werden konnte, ſo
muß nun am 29. Januar eine Stichwahl zwiſchen unſerem Ge-
noſſen Riediger und dem Landwirt Puſchmann ſtattfinden. Die
Gegner rühren ſich bis jetzt äußerlich noch nicht, aber man darf
ihnen nicht trauen. Haben ſie doch die Stichwahl ziemlich weit
hinausgeſchoben, um Zeit zu haben zur Agitation und Bearbeitung
der ſäumigen Wähler. Kommt ihnen doch der 27. Januar mit
der üblichen patriotiſchen Feier ſehr zu ſtatten. Die Arbeiter und
die mit ihnen ſympathiſierenden Bürger müſſen nun ihrerſeits
ebenfalls auf dem Poſten ſein und alles aufbieten, um auch den
letzten Mann zur Wahl zu bringen. Es darf niemand denken,
daß bei der Stichwahl nichts zu machen ſei. Jm Gegenteil, wir
wollen den Gegnern diesmal das Mandat auf alle Fälle ab-
nehmen, damit auch die Arbeiterſchaft endlich auf dem Rathaus
vertreten iſt. Darum alles zur Wahl und wähle jeder am Mitt-
woch, den 29. Januar, nachmittags von 4 6 Uhr, den Genoſſen
Korbmacher Guſtav Riediger. Auf den Ausfall der Wahl
und die Agitation der Gegner kommen wir noch zurück. Des
weiteren machen wir noch darauf aufmerkſam, daß am Sonn
abend, den 1. Februar, die Mitglieder Verſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins ſtattfindet.

Eilenburg. Foribildungsſchule und hgeburtstagsfeier. Mit welchen Mitteln man verſucht,
der Jugend nationale Geſinnung beizubringen, erſieht man
wieder einmal an einer Maßnahme der gewerblichen Fortbil-
dungsſchule. Der Leiter der Fortbildungsſchule, Herr Lehrer
Liebold, teilte ſeinen Schülern mit, daß aus Anlaß der
Kaiſergeburtstagsfeier der Unterricht am Montag ausfällt, da-
für wird aber Sonntag, den 26. Januar, abends 6 Uhr, in der
Aula der Stadtſchule eine Feier ſtattfinden. Es wird hier ein
Lichtbildervortrag gehalten mit dem Thema: Unſer Kaiſer und
ſein Haus. Da nun der Unterricht am Montag wegfalle, ſei
jeder Schüler gezwungen, an der Feier in der Aula teilzuneh-
men, widrigenfalls jeder, der nicht anweſend iſt, dieſelbe Strafe
zu erwarten habe, als wenn er die Schulſtunde verſäumt. Mit
anderen Worten, es ſollte verſucht werden, eine große Beteili-

gung an der Kaiſergeburtstagsſeier zu erzielen. Unſerer Mei-
7773 nach iſt es rhaupt nicht angängig, den Fortbildungs

ern zu befehlen, an einer patriotiſchen Feier teilzunehmen.
ehört doch der größte Teil der Schüler nicht zur ren

die ſich ſchließlich eine Geburtstagsfeier auf Befehl gefallen
laſſen. aß die Schüler von der „Verlegung“ der Montags
ſchulſtunde auf Sonntag, abends 6 Uhr, nicht allzu ſehr erbaut
eweſen ſind, kann man ſich lebhaft vorſtellen. Den einzigen

en von der Kaiſergeburtstagsfeier genießt der Lehrherr,
denn in der Zeit, in welcher der Lehrling ſonſt den Schulunter
Frin beiwohnt, muß er am Montag an ſeiner Arbeitsſtätte ver

ringen.
Eisleben. Vermißt wird ſeit Sonnabend der Bergfaktor

a. D. A. Ulbrich von hier. Er iſt am Sonnabend vormittag
von einem Ausgang nicht zurückgekehrt und man vermutet, daß
ihm ein Unglück zugeſtoßen r Jrgendwelche Nachrichten oder
Auskünfte erbitten die Angehörigen des Verſchwundenen nach
Eisleben, Halleſche Straße 15.

Teutſchenthal. Eine gut beſuchte Verſammlung
fand hier am Kuhgen Sonntag ſtatt. Die Referentin, Ge-
noſſin BachWeißenfels, verſtand es, den Anweſenden die
Urſachen der beſtehenden Teuerung vor Augen zu führen. Recht
ſcharf ging die Rednerin mit den intereſſierten Kriegshetzern
ins Gericht. dieſe Ausführungen fanden bei den
Verſammlungsbeſuchern lebhafte Zuſtimmung. Damit iſt
wiederum bewieſen, daß die arbeitende Klaſſe kein Jntereſſe
an einem völkermordenden Kriege hat.

Helbra. Sitzung der Gemeindevertretung. Zur
Verhandlung ſtanden neun Punkte. Zum Schöffen wurde der

ahrſteiger Wölzner wiedergewählt. Ein Ortsſtatut, betr.
inigung der öffentlichen Wege, wurde nach den Vorſchlägen

der Wegebaukommiſſion genehmigt. Ein vom Frauenvereineſtellter Antrag, zu den Koſten ſür Einrichtung einer Koch-
ſhule beizutragen, wurde abgelehnt. Es ſollten jährlich zwei
Kurſe ſtattfinden, jede Schülerin ſollte 3 bis 5 Mk. Lehrgeld be-
zahlen, ſowie 25 Pf. für die Mahlzeit, und die Gemeinde ſollte
30 bis 50 Mk. zuſteuern. Auch ein Antrag, die Beihilfe auf
ein Jahr zu bewilligen, wurde abgelehnt. Der Antrag des
Jnvaliden Zinke, wegen Beleuchtung der Gellingſtraße wurde
abgelehnt, weil die Straße im Gutsbezirk liegt. Der Tiſchler
meiſter Barthel hatte die Anlegung einer Gaſſe bis zu ſeinem
Grundſtück beantragt, auch dies wurde abgelehnt, ebenſo eine
Verlängerung der Waſſerleitung bis zur Linaſtraße. Ein An-
trag auf Steuererlaß wird der Einſchätzungskommiſſion über-
wieſen. Für den verſtorbenen Armenvorſteher Kaiſer wird
Konrad Ehmer gewählt. Nach dem neuen Statut werden noch
folgende Mitglieder für den Waſſerwerks- Zweckverband als
Erſatzmänner gewählt: Rentier Würzburg, ZimmermeiſterWohlhaupt, Fahrſteiger Kunze, Kaufmann Römmert, Gaſtwirt

Böttcher und Obervoigt Wagner. Der Schuletat ſoll künftig
per taliedern der Gemeindevertretung gedruckt vorgelegt
werden.

Mansfeld. Ans dem ſtädtiſchen Dreiklaſſen-Parla-
ment. Jn der letzten StadtverordnetensSitzung wählten unſere
Stadtväter, da der Junker Frhr. v. d. Recke aus „bekannten
Gründen“ abgelehnt hatte, ihren Vorſteher Brandt zum Ratmann,
zum Mitglied der Voreinſchätzungs- Kommiſſion Stadtv. Martin.
Damit wäre die recht dürftige Tagesordnung erledigt geweſen.
Aber da regte ſich doch das ſoziale Gewiſſen eines unſerer Stadt
väter und er fragte an, was wohl mit dem 60 jährigen Arbeiter
Karl Gartz werden ſollte wenn er wieder aus dem Gefängnis
käme. Gartz iſt, wie wir kürzlich berichtet hatten, zu einer Woche
r und einer Woche Haft verurteilt worden. Der An-
fragende meinte, wenn Gartz wieder aus dem Gefängnis käme,
könnte er, da er doch geiſtig minderwertig ſei, noch größeres Un-
glück anrichten und ſchließlich müßte die Stadt doch für ihn ſorgen.
Er ſtellte den Antrag, den alten Mann in eine Anſtalt unter-
zubringen. Aber da konnte man ſo recht ſehen auf welcher ſozialen
Höhe die Mehrheit unſeres Stadt- Parlament ſteht. Einige unſerer
Stadtväter meinten, Gartz wäre bloß faul, andere behaupteten,
er bliebe ja doch nicht in der Anſtalt und würde wieder ausreißen.
Den Vogel ſchoß unzweifelhaft einer der Herren ab, der bemerkle,
wenn Gartz wieder eine ſtrafbare Handlung begehe, käme er ein-
fach aufs Arbeitshaus! Da möchten wir doch mal die Frage auf-
werfen, was wohl ein 60jähriger, ausgemergelter und geiſtig
minderwertiger Arbeiter, der bis jetzt immer gearbeitet hat, aber
jetzt wegen ſeines Alters und feiner ſchlechten Ernährung nicht
imſtande iſt, ſeine Koſt zu verdienen, auf dem Arbeitshaus ſoll
Dieſer Herr ſcheint eine merkwürdige Vorſtellung von phyſiſcher
Arbeit zu haben. Denn ſonſt würde er alte und gebrechliche
Arbeiter anders beurteilen. Schließlich einigte man ſich dahin,
daß der Magiſtrat Ermittelungen vornehmen ſollte, wo der
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Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.
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Lauras Heimatſtadt war Barrington im Worceſter County
des Staates Maſſachuſetts. Sie wie Page waren dort geboren
und hatten bis zum Tode des Vaters, der gerade ſtarb, als
Page für die Hochſchule reif war, dort gelebt. Die aus Nord-
karolinag ſtammende Mutter war ſchon s vorher geſtorben.

Laura hatte eine außergewöhnliche Erziehung genoſſen. Vom
Vater war ihr, nachdem ſie die höhere Schule hinter ſich hatte,
vier Jahre hindurch ein Privatlehrer, ein mittelloſer Gradu-
ierter der theologiſchen Fakultät von Harvard, gehalten wor-
den. Sie war ebenſo ehrgeizig wie lernbegierig, und die Auf-
abe ihres Lehrers hatte mehr darin beſtanden, ihren Wiſſens-
rang zu leiten, als ihn anzufeuern. Laura vermochte baldfertig z öſiſch zu leſen und kannte ihren Racine in der

Urſpra ogut wie ihren Shakeſpeare. Die Literatur
wurde ihre Leidenſchaft. Sie verſenkte ſich in Tennyſon und
die Dichter aus der Zeit der Königin Viktoria und war bald
ebenſo vertraut mit den Dichtern und Eſſayiſten Neu-Eng-
lands. Von den Romanſchriftſtellern der neueſten Zeit wollte
ie nichts wiſſen. Nur gelegentlich, und dann auch nur als ein
ugeſtändnis, brachte ſie es über ſich, das eine oder andere

von Howells zu leſen.
Dearborn hatte, während er das kleine Müllereigeſchäft be

trieb, ſein tes Auskommen, ohne dabei etwas Nennens-
wertes zurücklegen zu können. Als Laura und der Rechts-
anwalt des Ortes das Geſchäft aufgelöſt und die Forderungen
an die kleine, von dem Anwalte großſprecheriſch „Vermögens-
maſſe“ genannte Hinterlaſſenſchaft befriedigt hatten, da war
r noch Geld genug übriggeblieben, um für Page die Fahr-
arte nach Chikago und einen Kurſus am Seminar zu bezahlen.
Die Creßlers hatten nach dem Tode Dearborns den

Schweſtern geraten, nach Chikago überzuſiedeln, und gleich
itig die Verpflichtung übernommen, ſich um Page während
eren v u kümmern. Laura hatte die kleine Schweſter

ſofort hin ickt; ſie ſelbſt aber zögerte noch, den ihr ange-ratenen SSrmn tun
aGlüdlicherweiſe waren die Schweſtern nicht auf ein väter-

Iches Erbteil angewieſen. Die eine Schweſter Dearborns
eine Zwillingsſchweſter von Tante Weſſ' war mit einem
reichen Boſtoner Wollhändler verheiratet geweſen der ſchon

Verſtorbene hatte für die beiden Mädchen geſorgt. Eine
beträchtliche Summe, die ihnen nach dem Tode des Vater zu-
fallen ſollte, war für ſie ausgeſetzt worden Zins und Zinſes-
inſen ſich all die Jahre hindurch aufgehäuft. Und ſo
atten ra und e, als ſie auf dem Friedhofe von Bar-

rington allein der Welt gegen ſtanden, wenigſtens die Zu
derſicht, unabhängig zu ſein.

ei lange Jahre hatte Laura in dem gediegen gebauten
Wohnhauſe aus der Kolonialzeit mit ſeinen niedrigen Zim-
mern und breiten Kaminen, in die einſt die Kämpfer des Un-

abhängigkeitskrieges ihre Keſſel gehangen hatten, alles über-
dacht. Mutter und Vater, ja ſelbſt die Boſtoner Tante waren
tot. Von all ihren Verwandten lebte nur noch Tante Weſſ'.
Page war in der ihre Schulbildung abſchließenden Anſtalt in
Geneva Lake, zwei Stunden von Chikago. Die Creßlers waren
aufs engſte mit den beiden verwaiſten Mädchen befreundet.
Tante Weſſ', die als Witwe in Chikago lebte, vereinigte ihre
Bitten mit denen der Frau Creßler. Alles ſchien Laura den
Weg nach Weſten zu zeigen, alles darauf hinzudeuten, daß ein
Abſchnitt ihres Lebens vollendet war.

Dann hatte ſie auch ihren Ehrgeiz, über deſſen Ziel ſie ſich
allerdings nicht ganz klar war. Aber ſie gefiel ſich in der un-
beſtimmten Vorſtellung, an einem, wenn auch noch fernen Tage
eine Schauſpielerin, eine zur Darſtellung Shakeſpeareſcher
Heldinnen berufene Tragödin zu ſein. Es war das weniger
ehrgeiziges Streben als vielmehr ein Wunſch, deſſen Erfüllun
in Barrington aber unmöglich war. Ein ganzes Jahr no
zauderte und zögerte Laura, weil es ihr ſchwer fiel, ſich von
der alten Heimſtätte und dem Grabe auf dem Friedhofe hinter
der biſchöflich-methodiſtiſchen Kapelle zu trennen. Sie beſuchte
Page während dieſer Zeit wiederholt; jedesmal übte die Groß-
ſtadt ihren Zauber auf ſie aus, und jedesmal, wenn Laura nach
Barrington zurückkehrte, ſank das nach Lage und Bauart wohl
reizvolle, ſonſt aber äußerſt ſpießbürgerliche Städtchen in ihrer
Wertſchätzung. Das Leben dort war langweilig, denn in Bar-
rington herrſchte der Geiſt Neu-Englands in ſeiner ganzen
Strenge. Dieſer Geiſt ſchien Laura ein wahrer Kultus, eine
Art Religion zu ſein; die alte Jungfer war deren Prieſterin,
jedes junge Mädchen eine beim Kult amtierende Betſchweſter,
und der Gegenſtand der Anbetung das große Unſchöne. Der
Ritus beſtand in fortwährenden, unabläſſigen Haushaltungs-
ſorgen. Laura verabſcheute das alles.

Der Umſtand, daß ſie der biſchöflichen Kirche angehörte und
es vorzog, ihre Gebete abzuleſen, anſtatt ſich die vom Geiſt-
lichen niedergeſchriebenen und auswendig gelernten anzuhören,
wurde als ein Ueberbleibſel heidniſcher Religionsübung als
etwas faſt Kannibaliſches betrachtet. Als ſie eine Frauens-
perſon und einen „Mann für alles“ für ihre Hausarbeit an
nahm, ließ das ganze Städtchen ſie ſeine Mißbilligung fühlen,
wie wenn ſie zur Sittenverderbnis des byzantiniſchen Kaiſer-
reiches herabgeſunken wäre.

Die entſcheidende Wendung trat ein, als Laura allein nach
Boſton gereiſt war, um die Modjeska in Maria Stuart und
Macbeth zu ſehen, und als ſie dann nach ihrer Rückkehr, noch
ganz begeiſtert von dem Kunſtgenuſſe, etwas von dem Wunſche
verlauten ließ, dem großen Vorbilde nachzueifern. Eine Ab-
ordnung von Kirchenvorſteherinnen, mit ihrem Prediger an der
Spitze, ſuchte Laura auf, in der Abſicht, ſie zur Vernunft zu.
bringen und auf den rechten Weg zu führen.
Sie kamen nicht weiter als bis zu der Erklärung, weshalb
ſie Laura aufgeſucht hatten. Dann aber flammte in ihr die
von der Mutter ererbte Leidenſchaftlichkeit des Südens auf,
und die Mitglieder des „Komitees“ ſtanden, ehe ſie ſich deſſen
verſahen, auf der Straße; noch ganz betäubt von der Heftigkeit
dieſes Ausbruches lang aufgeſveicherten Grolles und mühſam
zurückgehaltenen Zornes, der ſie wie mit einem eiſernen Beſen
aus dem Hauſe gefegt hatte, ſtarrten ſie verwirrt und kopflos

einander an. Laura, die ſich auf ihr Bett geworfen hatte, war
in demſelben Augenblick von einem Weinkrampf erfaßt worden,
der ihren ganzen Körper erbeben ließ. Aber ſie empfand nichtdie geringſte Seue über ihren Zornausbruch; ehe noch der

Monat um war, hatte ſie Barrington auf immer Lebewohl ge-
ſagt und war auf dem Wege nach Chikago, das ihre neue Hei-
mat werden ſollte.

Ein Haus auf der Nordſeite wurde gekauft und die Verein-
barung getroffen, daß Tante Weſſ bei ihren beiden Nichten
wohnen ſollte. Bis ſie notdürftig eingerichtet waren, hatten
Laura und Page in einem nahen, kleinen Familienholel ge-
wohnt. Die Einladung der Creßlers zum Beſuche des Audi-
toriumtheaters war recht zur Unzeit gekommen, gerade mitten
hinein in die Plackerei des Einziehens. Die Schweſtern hatten
in der Tat ſchon eine Nacht in ihrem neuen Heim zugebracht;
ſie mußten ſich in den noch uneingerichteten Zimmern bei
trübem Lampenlicht und unter unſäglichen Schwierigkeiten für
das Theater ankleiden. Nur die Anziehungskraft der italieni-
ſchen Oper, die ſie von einer Loge aus anhören ſollten, konnte
ſie unter den obwaltenden Umſtänden dazu verleiten, die Ein-
ladung anzunehmen.

Am Morgen nach dem Opernabende erwachte Laura in ihrem
Bette faſt das einzige Möbel im ganzen Hauſe, das an
ſeinem Platze ſtand mit dem niederdrückenden Bewußtſein,
einen Tag harter Arbeit vor ſich zu haben. Draußen regnete
es noch; in dem kalten Zimmer ſollte ein ſeiner Aufgabe kaum
gewachſener Petroleumofen die nötige Wärme verbreiten, und
durch die Querſtäbe der inneren Fenſterjalouſien, die man
hatte herunterlaſſen müſſen, bis die Gardinen aufgehängt
waren, drang das trübe Licht eines naſſen Chikagoer Morgens.
Das war alles höchſt unbehaglich, und Laura bedauerte es
jetzt, daß ſie nicht bei ihrem urſprünglichen Entſchluß beharrt
hatte, ſo lange im Hotel zu bleiben, bis das neue Heim voll-
ſtändig eingerichtet war. Aber es hatte ſich gerade ſo getroffen,
daß ihr Monat im Hotel um war, und da hatte ſich Laura ge
ſagt, daß es einfacher und billiger wäre, gleich in ihr Haus zu
ziehen, anſtatt die Hotelzimmer auf weitere vier Wochen zu
mieten. Die ganze Ueberſiedlung war für ſie etwas durchaus
Neues; Laura hatte ſich gedacht, daß innerhalb einer Woche
t gerichtet und der Haushalt im geregelten Gange ſein
önnte.

Die Arme gegen die Kälte des Zimmers kreuzweiſe an dieSchultern ſchmiegend, ſaß ſie im Bett auf und betrachtete ihr
Theaterkleid, das ſie, in Ermangelung eines reinen Schrankes,
beim Zubettgehen an dem Gasarme aufgehängt hatte. Vonder Küche her hörte ſie das neu gemietete Radchen beim Feuer-

machen für das Frühſtück rumoren, während ein dünnes Wölk-
chen blauen Rauches, das ſich über dem Ventile der Luft-

krauſelte, verriet, daß der „Mann für alles“ an der ihm
no ungewohnten Feuerung hantierte.Jm Anne ſelbſt herrſchte eine entſetzliche Unordnung.
Große Pack und Lattenkiſten ſtanden auf dem teppichloſen Fuß-
boden überall im Wege, in Packpapier und Jute gehüllte Stühle
waren übereinander getürmt, ein zuſammengerollter Teppich
lehnte in der einen Ecke, während ein Haufen von Matratzen
die andere einnahm,

(Fortſetzung folgt.)
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(bisher 160), Perſonalſteuer ebenfa

heiter Garhz am beſten d. h. wohl am billigſten untergebrachtwerden könnte. wort
Ein langwieriger Rechtsſtreit. Am Freitag ſtand

der vom Reichsgericht an das landesgerichtn u Naumbururückverwieſene Prozeß des Naturdeilktundigen Voigt gegen bat
Pas Gen Leſchloß

J r v edie Situation nochmals, alſo zum 3. Make, an Ort und Stelleſtudieren. Die Terrainverhältniſſe des Siechenhauſes ſollen wo
nicht geklärt ſein.

Ahlsdorf. Ein heiteres Erlebnis mit bitteren Nachgeſchmack. Zwei lebensluſtige Frauen aus einem bena en
Hrte machten vor kurzem in der Kleinbahn die Bekanntſchaft eines
Reiſenden. Man wurde ſich einig, dieſe Bekanntſchaft in einem
Eisleber Reſtaurant bei einem Glaſe Wein zu feiern. Der großmütige Herr ſpendierte einen Hunderimartſ hein Nach ein paar

vergnügten Stunden erbat er ſich vor dem Auseinandergehen von
den Frauen je ein Markſtück, welches ihm auch bereitwilligſt ge
geben wurde. Jn einem Warenhaus kauften die beiden Frauen
nun kräftig ein, beim Bezahlen ſtellte es i aber heraus, daß
der Hundertmarkſchein ein falſcher war. it verblüfften Ge
ſichtern ſtanden die doppelt da und mußten nun ihr
Geheimnis preisgeben. Auch die Ehemänner ſollen ſehr lange
Geſichter gemacht haben.

Schraplau. Was iſt ſchuld? Dieſe Frage mu
vorlegen, wenn man ſich den der öffentlichen
ſammlung vor Augen führt. Gerade die
rung ſollte jedem Veranlaſſung geben, ſich über die wahren
Urſachen der Teuerung zu informieren. Das Referat der
Genoſſin Bach hätte für die S Arbeiter und deren
Frauen aufklärend gewirkt. der aufgeklärten Arbeiter
Decr es ſein müſſen, hier Remedur zu ſchaffen. Darum ans
Werk.

Sangerhauſen. Keine Wiederholung des ſtädti-
ſchen Fleiſchverkaufs. Die Teuerungskommiſſion, auf
deren Veranlaſſung vor kurzem durch die Stadt Fleiſch zu
etwas billigerem Preiſe verkauft wurde, hat beſchloſſen, in Zu-
tunft davon Abſtand zu nehmen. Begründet wird dieſe Maß-
nahme damit, daß die Einrichtung „bei dem Teile der Bevölke
rung, für den ſie berechnet war, keinen Anklang gefunden hat“.

Dieſer Verlauf der Sache zeigt, daß kleinere
haupt nicht in der Lage ſind, die durch die verkehrte Wirt

man ſich
Frauenver-

egenwärtige Teue-

ſchaftspolitik der Regierung hervorgerufene Teuerung wirkſam
zu mildern, denn der ärmeren Bevölkerung iſt es auch möglich,
die nur um weniges niedrigeren Preiſe der Stadt zu er-
ſchwingen. Kommt dann noch die völlige Unzulänglichkeit der
Maßnahmen hinzu, wie es in Sangerhauſen der Fall war,
dann iſt das Fiasko unvermeidlich. So hat u. a. der Um-
ſtand, daß die Freibank als Verkaufslokal benutzt wurde, vielevom Kauf abgehalten. Aeußerten doch ſelbſt Stadtverordnete,

daß ſie deshalb Zweifel am r der Sache hegten. Ferner
waren die Bekanntmachungen der Verkäufer völlig ungenügend.
Das Volksblatt, deſſen Leſerkreis die Einrichtung doch angeb
lich zugute kommen ſollte, wurde niemals in Kenntnis geſetzt.
Anſcheinend hält es unſer Magiſtrat unter ſeiner Würde, auch
mit dem Arbeiterblatt Beziehungen zu unterhalten. Die in

Sangerhauſen zur Abhilfe von Sr. Kom
un furchtbar. Von der

chon nichts mehr; irgend-
nicht unterbreitet. Und

miſſionen ſind überhaupt vollſtändi
Wohnungskommiſſion hört man auch
einen poſitiven Vorſchlag hat ſie no

die Kommiſſion zur Unterſuchung der Wiegelſchen Unter-
ſchlagungen. „Ueber allen Wipfeln iſt Ruh
bekannte Reime paſſen hier vortrefflich.

Der Schrei nach Ausnahmegeſetzen. Das in
der breiteſten Oeffentlichkeit völlig unbekannte, grrroße bünd-
leriſche Weltblatt hat wieder einmal Veranlaſſung gefunden,
der Regierung ſeine Mißbilligung auszudrücken. An einen
von der Konſ. Korreſp. gebrachten Artikel über die ablehnende
Haltung der Regierung gegen das geforderte Verbot des Streik-
poſtenſtehens hängt der feudale iftleiter“ des Blättchens
folgenden Nachſatz: „Wir können uns dieſen parteioffiziellen
Auslaſſungen nur voll und ganz anſchließen und die auch
uns (1) ünverſtändliche Stellungnahme des Staatsſekretärs
Delbrück als völlig un angebracht bedauern.“
Lächerlichkeit tötet! Dieſe Erkenntnis ſollte doch allmählich
ennyſn, auch wenn man „Schriftleiter“ eines Bündlerblätt-
chens iſt.

Krankenhausſtatiſtik. Jm Jahre 1912 wurden
im hieſigen Krankenhauſe 978 Kranke verpflegt und e
behandelt. Die durchſchnittliche Krankenzahl belief ſich auf 60
pro Tag. Es wurden verpflegt in der 1. Klaſſe 11, in der 2. Klaſſe
32, in der 3. Klaſſe 935 Kranke. Operationen wurden in 197
Fällen ausgeführt. Als geheilt wurden entlaſſen 744, als ge
t e geſtorben find 43 Perſonen, darunter 5 an Lungen
tuberkuloſe.

Wittenberg. Einen groben Schwindel verſuchte hier
ein Mann durchzuführen, der ſich Oskar Brösgen aus Prieſte
witz bei Liebenwerda nennt und dort am 6. Oktober 1893 ge
boren iſt. Er kam ohne Hut mit dem Zuge hier an, lieh ſich
von einem Beamten eine Mütze und kaufte ſich dann in der
Stadt einen Hut. Hierbei verſuchte er einen falſchen Wechſel
über 6875,13 Mk. an den Mann zu bringen. Das gleiche
Manöver wiederholte er in einem Goldwarenladen, wo er eine
Kleinigkeit beſtellte und außerdem einen Moment, wo der
Laden leer war, benutzte, um ein Uhrenarmband für 45 Mk. zu
ſtehlen und dann zu verſchwinden. Er wollte dann den Wechſel,
der auf den Namen des Kaufmanns Oskar Göbel in Lieben
werda lautet, bei der Anhaltiſch-Deſſauiſchen Landesbank dis
kontieren laſſen die Bank benachrichtigte die Polizei, die denn
auch des Burſchen habhaft werden konnte im Moment, als er
wieder abfahren wollte. Man glaubt, es mit einem Hochſtapler
zu tun zu haben.

Pratan. Jugendſtreiche. Zwei Schmiedelehrlinge
ſchnitten auf dem Appeltſchen Gutshofe ſieben Pferden die
Schweife ab, um die Haare zu verkaufen. Sie wurden aber
ermittelt und werden ihren Dummenjungenſtreich büßen
müſſen.

Dobien. Betriebsunfall. Auf den Dobiener Werken
wurde der Arbeiter Schandert aus Schmilkendorf von einer
niedergehenden Tonwand erfaßt und an der linken Seite er-
heblich gequetſcht. Der Verunglückte wurde nach dem Paul-
GerhardtStift in Wittenberg gebracht.

Dommitzſch. Aus dem Stadtparlamente. Jn der letzten
Sitzung der Stadtverordneten wurde der Vorſtand in ſeiner bis
herigen Zuſammenſetzung wiedergewählt; auch die Wahl der
Kommiſſionen wurde ohne weſentliche Aenderungen angenommen.
Gen. Bäniſch wurde in die Beleuchtungskommiſſion gewählt.
Sämtliche ſtädtiſchen Kaſſen wurden am 30. Dezember geprüft
und für richig befunden. Am 1. April d. W läuft der Haft
pflichtverſicherungsvertrag mit der Geſellſchaft Wilhelma in Magde
burg ab. Nun iſt die Stadt Dommitzſch beim Allgemeinen
Deutſchen Verſicherungsverein in Stuttgart auf fünf Jahre ver
ſichert. Der Bürgermeiſter teilte mit, daß der Schadenerſatz
anſpruch des Kohlenhändlers Kaufmann in Höhe von 24,50 Mk.
von der Wilhelma beglichen iſt. K. war beim Paſſieren der
Leipziger Straße die Achſe eines Kohlenwagens gebrochen. Der
Marktplatz ſoll mit Rotdornbäumen bepflanzt werden. Die Koſten
betragen 60 Mk.

Längere Zeit nahmen die r über die Feſtſetzung
nächſtjährigen Fi in e Reg Fernolgende Steuerzu e vorge en Reaäber e e üs 180 Proz. (bisher 135). der

neue Etat weiſt gegenüber dem im Vorjahre ein Mehr von
6700 Mark auf. Die Ausgaben für den Schulhausneubau ſind
mit 110000 Mk. angeſetzt, der Armenhausneubau mit 10000 Mk.
Die Ablbſungsgelder belaufen ſich auf 40000 Mk. Dieſe ſollen
aus dem diesjährigen Etat geſtrichen werden, ſo daß die Mehr
forderung auf 5500 Mk. herabgemindert wird. Die Kämmerei
kaſſe beſitzt gegenwärtig wieder einen Vorſchuß von rund 6000
Mark, obwohl regierungsſeitig ſolche für unzuläſſig erklärt worden
ſind. Ein Vorſchlag, im nächſten Etatsjahre 170 Prozent Real
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und Perſonalſteuern zu er wurde mit 5 gegen 4 Stimmenankenkaſſen Rennn für 1910

wurde einer Kommiſſion zur Prüfung überwieſen. Die Servis
kaſſenrechnung von 1912 iſt geprüft und für richtig befunden
worden.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 27. Januar 1013.

Zur gewaltſamen Verſchmelzung der Krankenkaſſen
Der auf Grund der Reichsverſicherungsordnung gefaßte Be

ſchluß, nur die kleine Allgemeine Ortskrankenkaſſe auszubauen,
findet den ſtärkſten Widerſpruch in ſachverſtändigen Kreiſen.
Der übereilte Beſchluß will geſunde große Kaſſen zerſtören und
eine kümmerliche Einrichtung mit großen Umſtänden heraus-
putzen. Die Leitungen einiger der größten Kaſſen haben des
halb eine Petition an die Stadtverordneten gerichtet, in der ſie
dringend um Aufhebung des Beſchluſſes der letzten Sitzung er
ſuchen, weil er im direkten Widerſpruche zu den Intereſſen der
Verſicherten und der Unternehmer ſteht, und geeig
net iſt, die leider ſchon genügend vorhandene Unzufrieden-
heit zu erhöhen und das Vertrauen zu einer objektiven
Behandlung der vorliegenden Materie zu erſchüttern. Jn der
Petition heißt es u. a. weiter:

Schon das Vorgehen des Magiſtrats, das im Gegenſatz zu
den Maßnahmen des Verſicherungsamtes, das gerade die Ver-
hältniſſe der zur Ausgeſtaltung vorgeſchlagenen jetzigen All-
gemeinen Ortskrankenkaſſe als die un günſtigſten und
dieſe Kaſſe als nicht zulaſſungsfähig bezeichnete, laſſen er
kennen, daß eine zwangsweiſe Organiſation, die ſich gegen
die Wünſche der Verſicherten richtet, beabſichtigt iſt.

Mit Rückſicht auf die mehrfachen Erklärungen eines Magi-
ſtratsvertreters, daß die Wünſche der Mehrzahl der Verſicher-
ten und der Unternehmer bei der neuen Organiſation berück-
ſichtigt werden würden, müſſen wir uns gegen die Zwangs-
organiſation mit Entſchiedenheit ausſprechen.

Es liegen dem Magiſtrat Anträge von verſchiedenen Kaſſen
mit mehr als 15 000 Verſicherten auf Ausgeſtaltung der Ge
meinſchaftlichen Ortskrankenkaſſe zur maßgebenden
Ortskrankenkaſſe vor, die unberückſichtigt geblieben ſind. Mit
Rückſicht auf die Behandlung der Angelegenheit als Eilſache
konnten die Kaſſenvorſtände an die nicht unterrichteten Herren
Stadtverordneten nicht herantreten. Es wird uns ſogar mit-
geteilt, daß Vertreter des Magiſtrats über den
Magiſtratsbeſchluß über raſcht geweſen, ſo daß
wir nur annehmen können, daß keine Gelegenheit geboten wer
den ſollte, in eine Erörterung einzutreten. Die Materie iſt zu
ſchwer, um ſich nach einem kurzen Referate des Stadtv. Borges
ein Bild von ihrer Tragweite machen zu können, weil ſelbſt
in Fachkreiſen, bis in die neueſte Zeit hinein, über die Be
ſtimmung nicht volle Klarheit beſtand.

Wie die Verhältniſſe liegen, ſo mußte nach den Unterlagen
doch zunächſt die Leiſtungsfähigkeit der Kaſſen
Berückſichtigung finden. Jn einer Anlage wird die
Leiſtungsfähigkeit beider Kaſſen gegenüber geſtellt. Man
wende nicht ein, daß die Gemeinſchaftliche Ortskrankenkaſſe in
Prozeſſe verwickelt war, die ihr erhebliche Opfer auferlegen
könnten. Es beſteht gar kein Zweifel, daß die bekannte Magi-
ſtratsauflage vom 25. November 1910 und der Magiſtratsver-
trag mit dem Verbande Halleſcher Kaſſenärzte für dieſe Kaſſe
für ungültig erklärt werden muß, weil dieſe Kaſſe zurzeit
der Auflage außer ihrem Anteil an den feſt angeſtellten
Aerzten zwei Halleſche Aerzte, ſowie 61 Aerzte für die Kindecr-
verſorgung zur Verfügung hatte, ein Arztmangel bei dieſer
Kaſſe alſo nicht vorgelegen hat. Wenn die Kaſſe wirklich Zah-
lung zu leiſten hat, ſo wird die Zeit kommen, wo dieſe Zah-
lungen zurückerſtattet werden müſſen.

Die Stadtverordneten- Verſammlung hat dieſe Verhältniſſe
zweifellos nicht gekannt, ſonſt wäre die Entſcheidung jedenfalls
anders ausgefallen. Wir bitten daher in eine nochmalige Er-
örterung der Angelegenheit einzutreten und hoffen, daß es der
Verſammlung möglich ſein wird, zu einem anderen Beſchluſſe
zu kommen. der Verwaltung der jetzigen Allgemeinen
Ortskrankenkäſſe muß, was auch dem Magiſtrat be-
kannt ſein muß, zu unſerem Bedauern geſagt werden,
daß ſie als nicht zeitgemäß bezeichnet werden kann und daß ſie
nicht für fähig erachtet wird, die Ausgeſtaltung durchzuführen.

So iſt z. B. von der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zurzeit
kein Statut zu haben. Verſicherten, die ein ſolches verlangten,
wurde kategoriſch erklärt, ein Statut könne erſt im Jahre 1915
ausgegeben werden. Auf die zweckmäßigſte Ausgeſtaltung der
neuen Kaſſe muß aber gerade recht großer Wert gelegt werden,
denn wenn der neue Aufbau ſchlecht angelegt wird, dann kann
kein dauerhaftes Werk entſtehen. Die ſtädtiſchen Behörden
haben die Pflicht, bei einer ſo durchgreifenden Neuordnung auf
eine möglich muſtergültige Geſtaltung Wert zu legen im Jnter-
eſſe der Wohlfahrt der Verſicherten, aber auch im Jntereſſe der
Unternehmer und nicht zuletzt im Jntereſſe der Stadt ſelbſt.

Herr Magiſtratsaſſeſſor Deicke hat in einer Verſammlung
der Krankenkaſſen-Vorſtände im November erklärt, daß nach
einer Konferenz in Merſeburg, an der ein Miniſterialvertreter
teilgenommen hat, nur eine der hieſigen Kaſſen zulaſſungs-
fähig ſei und daß die übrigen jedenfalls nicht zugelaſſen wer
den würden. Gegen dieſe Beſchlüſſe des Oberverſicherungs-
amts ſei zwar die Beſchwerde bei der oberſten Verwaltungs-
behörde zuläſſig, die würde aber nichts nützen. Ein ſolches
Verfahren und Vorgehen fordert direkt den Widerſpruch her-
aus. Wir bitten daher, aus den dargelegten Umſtänden, den
als „Eilt“ gefaßten Beſchluß, weil auf unzureichenden Jnfor-
mationen beruhend, wieder aufzuheben.

Unterzeichnet iſt die Petition von den Vorſtänden der Ge-
meinſchaftlichen Ortskrankenkaſſe, der Kaufmänniſchen Orts-
krankenkaſſe, der Maler-Ortskrankenkaſſe und des Kranken-
kaſſenVerbandes.

Beigefügt iſt eine Aufſtellung, die allerdings ſehr deutlich
zeigt, daß die Leiſtungen der Gemeinſchaftlichen ſehr gut, die
der Allgemeinen aber ſo erſchreckend ſchlecht ſind, daß es wirk-
lich ganz unverantwortlich erſcheint, dieſe kleine lei-
ſtungsunfähige Kaſſe als Grundlage für eine große allgemeine
Kaſſe zu nehmen. Dieſe vergleichende Aufſtellung werden wir
morgen noch gebührend beleuchten.

Wieder aufgefundene Halleſche Altertümer.
Manchem Leſer des Volksblattes wird es noch erinnerlich ſein,

daß zu Anfang dieſes Jahrhunderts bei den Ausſchachtungen für
das Juſtizgebäude in der Poſtſtraße verſchiedene wertvolle, alter
tümliche Kunſtgegenſtände gefunden wurden. Aber nur ein geringer
Teil der Funde konnte zu Muſeumszwecken verwendet werden,
denn einesteils ließen es die Arbeiter an der nötigen Sorgfalt
bei der Ausführung der Nachgrabungen fehlen ſodaß manche
Gegenſtände arg beſchädigt wurden, andernteils ſind viele Fund-
ſtücke beiſeite geſchafft, aus welchem Grunde auch mehrfache Be-
ſtrafungen erfolgten.

Jetzt endlich, nach dreizehn Jahren, iſt ein großer Teil der
äußerſt wertvollen Stücke man ſpricht von einer alten Biſchofs
krone, einem Diadem mit echten Perlen und Steinen in ſehr

defekten Zunande wieder ans Tageslicht befördert. Der „Beſitzer“
war der Oebſter Böhme, der ſeinerzeit die Ausſchachtungen
unter der ausdrücklichen Bedingung übernommen hatte, daß alle
ſich findenden Gegenſtände von hiſtoriſchem Wert als Eigentum
der Stadt Halle zu betrachten ſeien, die dafür an den Finder
einen beſtimmten Finderlohn zu zahlen habe. Dieſe Vertrags-
beſtimmungen hatte Böhme aber nicht eingehalten, ſondern einen
Topf, in dem ſich wertvolle Schätze befanden, ſo verborgen, daß
ſelbſt ſeine nächſten Anverwandten keine Ahnung davon hatten.
Jnfolge Mißgeſchickes verſchiedenſter Art erlitt Oebſter Böhme
im Laufe der Jahre ſchweren wirtſchaftlichen Schaden. Als
gänzlch ruinierter Mann hoffte er, nachdem jetzt Verjährung ein
getreten iſt, Vorteile aus ſeinen Schätzen zu ziehen.

Zu dieſem Zwecke beauftragte er ſeinen Sohn, ſich mit dem
Direktor des ſtädtiſchen Muſeums und dem Magiſtrat in Ver
bindung zu ſetzen. Er bot die Gegenſtände mit der Bedingung
an, daß ihm (dem Sohn) eine feſte Anſtellung in der Stadt-
gärtnerei und ſeinem Vater ein Unterkommen in einer Stiftung
gewährt werde. Ob diefem Verlangen Rechnung getragen wird,
entzieht ſich unſerer Kenntnis, muß aber nach dem uns Mitge-
geteilten ſtark bezweifelt werden. Feſt ſteht nur, daß Böhme bei
einer Zuſammenkunft mit Magiſtratsmitgliedern und Kunſtſach-
verſtändigen ſeine Funde losgeworden iſt, indem ſie einfach von
einem Magiſtratsmitgliede als Eigentum der Stadt in Verwahrung
genommen wurden. Es liegt die Möglichkeit vor, daß ſich die
altertümlichen Funde, wenn ſie gereinigt und auf ihren Wert ge-
prüft ſind, mit den ſchon früher abgelieferten zu einem Kunſtwerk
von unermeßlichen Wert zuſammenſetzen laſſen. Gelingt das, ſo
kann ſich die Halleſche Bürgerſchaft mit Recht freuen darüber,
daß dieſe Gegenſtände in den Mauern ihrer Stadt geblieben ſind.
Das wäre leicht verhindert worden, wenn ſich Böhme mit fremden
Händlern in Verbindung geſetzt hätte. Hoffentlich läßt man unter
dieſen Umſtänden Milde walten und macht dem alten Mann doch
noch ſeinen Lebensabend zu einem erträglichen.

Ausbrüche der Begeiſterung.
Begeiſterung iſt bekanntlich keine Heringsware, die man ein-

pökeln kann, wenn ſie aber in der Weiſe weiter betrieben wird,
wie ſie in dieſen Tagen gang und gäbe iſt, dann wäre eine
Einpökelung ſehr zu empfehlen, um nicht allgemeines Aufſtoßen
und Uebelkeit zu erzeugen. Heute iſt ſich rechts und links,
natürlich außer den Sozialdemokraten, alles einig, daß Preu-
ßen der beſtregierte Staat iſt. Da findet man denſelben Ser-
mon in der „liberalen“ Saalezeitung, wie in der konſervativen
Halleſchen. Jn den berühmten Novemberdebatten im Reichs
tage vor zwei Jahren, als die eigenmächtige Herrſchaft Preu-
ßens von rechts und links grauſig zerpflückt wurde, fiel aus
konſervativem Munde der bekannte Schillerſpruch: „Woran
erkenne ich den beſten Staat?“ „Woran du die beſte Frau
kennſt daran, mein Freund, daß man von beiden nicht
ſpricht.“ Dieſer für uns gewiß nicht einwandfreie Spruch
gilt heute für die Ueberpatrioten, die ſich ſchon mehr als Ueber
brettler produzieren, nicht mehr. Was in dieſen Tagen dem
armen Volk und beſonders der bedauernswerten Jugend einge-
bläut wird, dafür lieferte auch eine Veranſtaltung einen Be-
weis, die ſich die konſervativen Leute von Halle und dem Saal-
kreis am Freitag in dem Thaliaſaal geleiſtet haben. Daß die
Goldenen-Schiffchen-Leute, die von ihrer denkwürdigen
„Schlacht“ in ihrem Verkehrslokal in dankbarer Erinnerung
ſind, ihre Feier, wie die Halleſche ſelbſt ſchreibt, mit dem
draufgängeriſchen Arndtſchen Lied: „Was blaſen
die Trompetenl! Huſaren heraus einleiteten, er-
ſcheint uns ſehr angebracht. Sie hätten anſtatt „Huſaren
heraus“, auch „Stühle hoch ſingen können. Der unvermeid-
liche Suchsland, der ſonſt mit Gebensleben ging, ſcheint wieder
Oberhand bekommen zu haben und hielt die „Feſtrede“. Wenn
wir über Suchsland reden oder ſchreiben, dann rechnen wir
ihm immer ſchon als echt konſervativen Mann von unſerem
Standpunkt aus eine große Menge mildernder Umſtände zu-
gute. Wir vermögen uns in den Gedankengang dieſes Titular-
profeſſors ſehr gut einmal auf einige Augenblicke hinein zu ver-
ſetzen. Daß er aber in ſeiner Feſtrede ſagte, die Hohen-
zoklernſche Staatsweisheiöit beſtehe in den drei
Worten: „Jedem das Seine“, das war uns des Guten
denn doch ein wenig zu viel.

Was mögen ſich die Beſucher der Thaliaſäle ſicher gibt es
darunter auch noch denkende Menſchen von den Suchsland-
ſchen Eigentumsbegriffen für ein Bild gemacht haben. Das
eine Wort: „Zivilliſte“ hebt die drei Worte: „Jedem das Seine“
doppelt und dreifach auf. Soll es jedoch ſo ſein, „in dem wunder
baren Gefüge des preußiſchen Staatsweſens“, wie es Suchsland
nannte, daß der eine hungert und Not leidet und
andere im Ueberfluß ſchlemmen, dann dürfte die
Suchslandſche Auslegung von: „das Seine“ richtig ſein. Daß
das Jahr 1913 von ihm als ein „heiliges Jahr“ bezeichnet
wurde, erweckt mehr unſere Bewunderung wie unſeren Ernſt.
Und daß Suchsland die makelloſe Zuverläſſigkeit des preußi-
ſchen Königs von 1813 feierte, paßt ebenſo in das konſervative
„Geſchichtsbild“ hinein, wie die in einem Poem gebotene Dar-
ſtellung, daß der große Korſe feige geweſen ſei und ſein Heer
verlaſſend, nur auf ſeine Sicherheit bedacht, ſich nächtlich
wie ein Dieb nach Hauſe geſtohlen habe. Man ſieht, bei
konſervativen Begeiſterungsausbrüchen bietet man erwachſenen
Leuten noch mehr als Schulkindern. Jn dem „geheiligten“
Jahr 1913 muß es aber auch ſolche Käuze geben.

Kauft nur Wochentags.
Jn wiederholten Annoncen wandten ſich die Geſchäftsleute

aus der Material- und Viktualienbranche mit der Bitte an das
Publikum, das Einkaufen an Sonntagmittagen zu unter-
laſſen. Erſt am Sonnabend brachte der Verein der Material-
waren und Viktualienhändler nochmals zur Kenntnis, daß die
Geſchäfte der Lebensmittelbranche des Sonntags früh
nur noch von 7 bis 936 Uhr geöffnet ſind. An die Ge-
ſchäftsinhaber, welche ſich noch nicht entſchloſſen hatten, ihre
Geſchäfte nach dieſer Zeit geſchloſſen zu halten, wurde das
dringende Erſuchen gerichtet, ſich endlich dem Beſchluſſe zu
fügen.

Die Hausfrauen wurden gebeten, fernerhin nur bei den Ge-
ſchäften, welche ſich dieſer Sache angeſchloſſen haben, ihren Be
darf, und zwar bis 936 Uhr früh, decken zu wollen. Wir
können uns dieſem Wunſche nur anſchließen und möchten vor
allem die noch immer in unſolidariſcher Weiſe offen-
haltenden Geſchäftsleute ganz dringend raten, ſich der
Abmachung ſchleunigſt anzuſchließen. Bis zum nächſten Sonn-
tag haben ſie noch Zeit, ſich eines Beſſeren zu beſinnen.

Die Arbeitervertreter in den Organen der Arbeiterverſiche
rung hielten am Sonntag, den 26. Januar, nachmittag im
Engliſchen Hof ihre Generalverſammlung ab. Zuerſt wurde
der Jahres- und Kaſſenbericht für das Jahr 1912 erſtattet. Wie
berichtet wurde, fanden 12 onatsverſammluüngen ſtatt, in
denen u. a. 25 Beiſitzer des Oberverſicherungsamtes in Merſe
burg über 704 verhandelte Jnvaliden- und Unfallperſicherungs
ſtreitſechen berichtete. Der Verein hatte eine Geſamteinnahme
von 145,57 Mk. Hierauf wurde der ſeitherige Vereinsvorſtand
in ſeiner Geſamtheit wiedergewählt. eiter wurden wieder



geöffnet.
nach dem Nordfriedhof überführt.

Berichte über die Verhandlungen des Otgryerſicherun samtes
Merſeburg erſtattet. Genoſſe Friedrich berichtete r den
19. Dezember 1912. Zur Erledigung ſtanden 26 Streitfälle,
von den 15 für den Verſicherten gänzlich ohne, 6 mit teil
weiſem und 5 mit vollem Erfolg waren. Hierauf berichtete
Genoſſe Pitzſchka, Beiſitzer beim Reichsverſicherungsamt,
über 106 vor dieſem verhandelte Fälle, von dieſen waren nur
28 erfolgreich für die Verſicherten. Jänike berichtete ſodann
über die Verhandlungen vorm Oberverſicherungsamt Merſe-
burg am 21. Januar 1913 (von 34 Fällen waren nur 21 erfolg-
reich) und Kaufmann über das Verſicherungsamt in Halle.

Jm Anſchluß hieran hielt Arbeiterſekretär Kleeis einen
kurzen Vortrag über das Verfahren vor den Oberverſicherungs
ämtern. Die ſich anſchließende Ausſprache zeitigte den Be-
ſchluß, r. einiger Vorgänge eine ar an den Vorſitzen-
den des Oberverſicherungsamtes Merſeburg gelangen zu laſſen.

Lichtbildervortrag der Arbeiterjugend. Für die Arbeiter
jugend und alle den Gewerkſchaften angehören-
den Lehrlinge, jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen findet
am Mittwoch abend 8 Uhr im Volkspark ein Lichtbildervortrag
ſtatt, der eine prächtige Reiſeſchilderung bringen wird. Zahl-
reichen Beſuch erwartet Der Vertrauensmann.

Großfeuer im Wagegebäude. Die Paſſanten, die Sonntag
vormittag den Markt berührten, ſahen mit Erſtaunen, daß dort
ahlreiche Mannſchaften der Feuerwehr tätig waren, um ein

Feuer, das im hiſtoriſchen Wagegebäude ausgebrochen war, zu
löſchen. Dieſe Nachricht verbreitete ſich bald in der Stadt und
gab zu den Erzählungen Veranlaſſung. Dem-
gegenüber berichtet der Polizeibericht nur ganz kurz folgendes:
Am Sonntag früh um 5 Uhr brach im Dachgeſchoß des Wage-
gebäudes Feuer aus, das ſich bald dem 3. und 2. Obergeſchoß
mitteilte. Das Feuer wurde von der ßer Berufsfeuer-
wehr unter Leitung des Branddirektors bekämpft. Die Urſache
des Brandes ſteht noch nicht feſt. Der entſtandene Schaden iſt
beträchtlich.

Jn auswärtigen Blättern wird nun ſchon in Windeseile das
tollſte Zeug über den Brand verbreitet. Jn einem Blatte
heißt es da:

Das Großfeuer zerſtörte den umfangreichen Anbau
des Rathauſes, worin das Stadtbauamt untergebracht iſt.
Das Gebäude brannte bis auf die untere Etage nieder.
Viele wertvolle Zeichnungen, Modelle und
Akten wurden vernichtet. Das Feuer ſprang auf
das hiſtoriſche Wagegebäude, die alte Halleſche Univerſität,
über, welche durch die Bemühungen der Feuerwehr bis auf
den Dachſtuhl gerettet werden konnte.

Das iſt alles Uebertreibung. Ein Nebenflügel des Wage-
gebäudes hat unter den um 4 Uhr ausgebrochenen Feuer

etwas ſtärker gelitten. Aber irgendwelche wertvolle Akten,
Modelle und Zeichnungen ſind nicht verbrannt. Es konnte faſt
alles noch rechtzeitig in Sicherheit gebracht werden. Jmmerhin
hatte die Feuerwehr, die ſehr vorſichtig arbeiten mußte, mit
allen Mannſchaften und der Hilfe der Trothaer Wehr ſtunden-
lang mit den Löſcharbeiten zu tun.

Ein pfiffiger Tintenlieferant. Die hieſige Tintenfabrik
von Thieme u. Ko. hatte in Leipzig einen Vertreter eingeſetzt,
der aber nach Berlin verzog, um ein eigenes Geſchäft zu
gründen. Dieſen Umſtand machte ſich- Herr Erwin Thomas
in L.-Gohlis zunutze, indem er ſich von der Frau des Ver-
treters die Adreſſen ſeiner 500 Kunden erſchlich und nun an
dieſe Zirkulare verſchickte, in denen er ſo tat, als ſei er der
neueingeſetzte Vertreter der Halleſchen Fabrik, und bat, das dem
bisherigen Vertreter geſchenkte Vertrauen auf ihn zu über-
tragen. Die Kunden haben ſich auch täuſchen laſſen. Die
Jnhaber der Halleſchen Fabrik aber lieferten an Th. nichts,

und verboten ihm, ihre Geſchäftslokale zu betreten, da ſie mit
ihm nichts zu tun haben wollten. Darauf ſchrieb Th. eine
Karte an das Poſtamt Schmölln und teilte mit, die Halleſche
Tintenfabrik habe momentan ihre Lieferungen eingeſtellt. Zu-
gleich erbot er ſich ſelber zu weiteren Lieferungen. Merk-
würdigerweiſe war Th. nicht imſtande, einzuſehen, daß ſeine
Handlungsweiſe unanſtändig war; er lehnte jeden Vergleich ab.
Das Schöffengericht Leipzig verurteilte ihn daher auf Grund
des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb zu 2 Wochen
Gefängnis, 100 Mk. Geldſtrafe und 300 Mk. Buße.

Stadttheater. Dienstag wird zum letzten Male Der
Toubadour mit zwei Gäſten Frl. Weber als Accuzena und
Herrn Kirchberg als Graf Luna, beide von der Kurfürſtenoper in
Berlin gegeben. Mittwoch zum 8. Male Eva (Das Fabriks-
mädel). Donnerstag einmalige Abendaufführung des Myſteriums
Jedermann von Hugo von Hofmannsthal. Um auch den Ge-
ſchäftsleuten Gelegenheit zu geben, dieſe Vorſtellung beſuchen zu
können, iſt der Anfang auf 8/4 Uhr feſtgeſetzt. Freitag: Der liebe
Auguſtin. Sonnabend zum letzten Male: Don W Sonntag
nachmittag 4 Uhr Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preiſen:
Charleys Tante. Babberley: Karl William Büller als Gaſt.

Schwindler. Auf Schädigung von Geſchäftsleuten hat es
ein junger Menſch abgeſehen, der kleine Knaben beauftragt, in
einem von ihm bezeichneten Geſchäft einen Zettel abzugeben,

die darauf bezeichnete Ware in Empfang zu nehmen und ihm
zu übermitteln. Außer dem Verzeichnis der Ware enthält der
Zettel die Unterſchrift und die Bitte einer Kundin um Zu-
ſendung der Ware, natürlich ohne Bezahlung. Jn einzelnen
Fällen iſt der Betrug geglückt, in anderen nicht. Der Betrüger
ſoll etwa 16 Jahre alt und mittelgroß ſein, grauen Jackett-
anzug und grauen weichen Hut, manchmal auch einen ſchwarzen
Mantel getragen haben. Angaben zur Ermittlung des Be-
trügers werden von der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6,

Zimmer 18 und 19, entgegengenommen.
Selbſtmorde. Eine Gutsbeſitzers-Witwe und ihre 22jäh-

rige Tochter wurden in ihrer Wohnung in der Leſſingſtraße
erhängt aufgefunden. Beide hatten ſich zuvor die Pulsader

Es liegt Lebensüberdruß vor. Die Leichen wurden

Der Maurermeiſter Schubert wurde geſtern in ſeiner Woh
nung, Seebenerſtraße 56, erhängt aufgefunden. Nervenleiden
ſoll der Grund zur Tat ſein.

Bootsunfall. Ein Mitglied des Ruderklubs Nelſon kippte
geſtern nachmittag in der Nähe der Kröllwitzer Brücke mit
einem Einſitzer auf der Saale um. Er rettete ſich durch
Schwimmen und erreichte an der Schankwirtſchaft von Kramer
das Land. Hier wurden ihm trockene Kleider beſorgt. Zu dem
Umſchlagen des Bootes wird das Hochwaſſer und die ſtarke
Strömung beigetragen haben.

Von der Straße. Am Sonntag nachmittag wurde in der
RichardWagner-Straße eine 70jährige Frau von der Elek-
triſchen angefahren. Sie wurde zur Seite geſchleudert und
trug erhebliche Verletzungen im Geſicht und an den Händen
davon, ſo daß ſie zu einem Arzt gebracht werden mußte. Aus
einem zweiten Obergeſchoß eines Grundſtücks in der Gr. Ulrich-
ſtraße fiel eine hölzerne Fußbank auf die Straße und verletzte
einen Klempnerlehrling im Geſicht leicht. Ob ein ſtrafbares
Verſchulden vorliegt, war noch nicht feſtzuſtellen. Ein Mann
wurde geſtern früh in der Königſtraße von einem Auto A. S. 305
umgefahren, wodurch er Verletzungen am Hinterkopfe davon-
trug. Er mußte mittels Droſchke zu einem Arzt gebracht wer-
den. Den Chauffeur ſoll keine Schuld treffen. Heute morgen
gegen 8 Uhr bekam eine Frau im Alter von 30-40 Jahren in
er Torſtraße einen Blutſturz. Dadurch wurde ein großer

Menſchenauflauf verurſacht. Die Frau wurde mittels Droſchke
zum nächſten Arzt gebracht. In der vergangenen Nacht fand
in der Merſeburger Straße nach vorangegangenem Wortwechſel
eine Schlägerei zwiſchen Kraftfahrzeugſchülern und Teil-
nehmern eines Maskenballs ſtatt, wobei einer der Beteiligten
eine blutende Kopfverletzung davontrug.

Drei Kupferdrahtdiebe wurden heute früh auf dem hie-
ſigen Perſonenbahnhofe durch einen Kriminalbeamten feſt

genommen. Jn ihrem Beſitze wurden ungefähr zwei
zerſchnittener Kupferdraht vorgefunden, den ſie angeblich von
der Ueberlandzentrale in Schkeuditz geſtohlen hatten.

Dölan. Dert uns zu berichtigen, daß er mit der
fahne nichts zu tun hat.

Könnern. Stadtverordneten- Sitzung. Der Vor-
ſteher teilte mit, daß bei einer unvermuteten Reviſion der
Kämmerei- und Sparkaſſe alles in Ordnung gefunden wurde.

Das Elektrizitätswerk hatte im November 1912 670 Mk.
mehr Einnahme als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Bei
Feſtſetzung des Etats für dieſes Werk ſind nennenswerte
Aenderungen nicht zu verzeichnen. Bei dieſer Gelegenheit
konnte man auch erfahren, daß für den Bürgermeiſter 200 Mk.
beſondere Remuneration in den Etat eingeſtellt ſind. Der
Etat bilanziert in Einnahme und Ausgabe mit 38 100 Mk.

Konſumvereinsgeſchäftsführer
tiftung der Jugend

Der Magiſtrat hatte ſich um eine Beihilfe zur Waſſerleitung
an den Saalkreis gewandt. Der Landrat ſagte eine ſolche in
Höhe von 400 Mk. zu, vorbehaltlich der Beſtätigung durch den
Kreistag. Gibt der Kreistag ſeine nicht, dann
kann die Stadt zu dieſem Zwecke auch von der Provinz nichts
erhalten. Hierbei ſei noch erwähnt, daß auch der Stad
nete Bölecke ſein Amt als Waſſer-Kommiſſionsmitglied nieder
gelegt, und der Lehrer Meyer das Amt eines Vorſtandsmit-
liedes für die Licht- und Waſſerwerke nicht angenommen hat.
an will es mit einem anderen Beamten verſuchen. Die in

voriger Sitzung an den Magiſtrat zurückverwieſene Petition
des Gaſtwirtevereins um Aufhebung des r Zu
ſchlags zur Betriebsſteuer iſt von dieſem abgelehnt. Die Stadt-
väter nahmen „Kenntnis“ davon. Der Landrat des Saal-
kreiſes hatte in einem Schreiben der Stadt die Anſtellung eines
Berufsvormundes empfohlen. Der Magiſtrat ſteht dieſer An
ſtellung ſympathiſch gegenüber. Die der Stadt dadurch er-
wachſenden Unkoſten würden ſich auf jährlich 300 Mk. belaufen.
Die Stadtväter konnten ſich aber für eine ſolche Neuerung nicht
erwärmen. Einzelne wiegten gegenüber den 300 Mk. Unkoſten
gar bedenklich die weiſen Häupter; die Sache wurde ſchließlich
nach längerer Debatte vertagt. Wir haben in unſerer Stadt
rund 150 uneheliche Kinder, und verſchiedene ſind darunter,
deren Erzeuger ſich um die Pflichten drücken. Für die Sünden
dieſer „Väter“ müſſen letzten Endes immer die unglücklichen
Geſchöpfe büßen, die auf das Gnadenbrot der Armenverwal-
tung angewieſen ſind. Freudlos und ohne Erziehung wachſen
ſie auf; da ſollten die Stadtverordneten am eheſten ihre hilf-
reiche Hand bieten, aber es handelt ſich hier um die Aermſten
der Armen, für die man ja gewöhnlich nichts übrig hat. Bei
„patriotiſchen“ Feſten zeigt man ſich nicht ſo knauſerig, da ſind
ſchon oft Hunderte von Mark zwecklos zum Fenſter hinaus-
geworfen worden, aber das iſt auch etwas anderes. Das er-
fordert das „Preſtige“ der' Stadt. Durch die Waſſerleitung
iſt die Freiwillige Feuerwehr genötigt, ſich andere Löſchgeräte
anzuſchaffen, es wurden ihr aus ſtädtiſchen Mitteln rund 800
Mark zur Verfügung geſtellt. Das 1 Morgen große, in
ſtädtiſchen Beſitz übergegangene, Grundſtück am Hochbehälter
will der Abdecker Leyh für 25 Mk. jährlich pachten. Um aber
die Verzinſung des Grundſtückes herauszuſchlagen, will man
nochmals mit ihm um einen etwas höheren Pachtpreis verhan-
deln. Dann wurde über einen Spritzenhaus-Neubau ver-
handelt. Bekanntlich iſt das frühere Friesſche Brauereigrund-
ſtück zu dieſem Zwecke von der Stadt erworben worden. Der
Neubau ſoll nach dem jetzigen Projekt noch 9600 Mk. koſten.
Der Verſammlung war dies zu koſtſpielig, einige Stadtver-
ordnete waren ſogar für eine Ausbeſſerung des alten Ge-
bäudes. Die Vorlage ging ſchließlich zur weiteren Prüfung
an die Baukommiſſion. Den letzten Verhandlungspunkt bil-
dete eine Petition der hieſigen Gärtnereibeſitzer Nach dem
Waſſertarif ſoll für das Sprengen der Gärten mittels
Schlauch ein Pfennig pro Quadratmeter gärtneriſch bebaute
Fläche bezahlt werden. Den Gärtnern iſt das zu viel, weil fürſie große Flächen in Betracht kommen, außerdem müſſen ſie

noch die Koſten der Anlage ſelbſt tragen. Jn der Petition er
ſuchten ſie um Herabſetzung auf einen halben Pfennig pro

Quadratmeter. Die Stadtverordneten gingen. um die gärt-
neriſche Jnduſtrie am Orte zu heben, auf die Petition ein, er
mäßigten den Preis aber nur auf drei Viertel Pfennig. Es
wurde aber in Ausſicht geſtellt. daß, wenn keine Erhöhung des
Tarifs im allgemeinen eintritt, der Preis auf einen halben
Pfennig herabgeſetzt werden wird. Sind die Gärtner damit
einverſtanden, dann wird der Tarif auf fünf Jahre abge-
ſchloſſen.

Dobis. Unheimlicher Beſuch. Sehr unangenehmüberraſcht wurde in der Nacht zum 19. Dezemder v. J. ein
junges Dienſtmädchen in ihrer verſchloſſenen Schlafkammer.
Der polniſche Arbeiter Kazmirczack war auf ganz unge-
wöhnlichem Wege in die Kammer eingedrungen und plötzlich
vor dem Bette der Ahnungsloſen erſchienen, um Annäherungs-
verſuche zu machen. Das junge Mädchen war entrüſtet und
ſchrie Hilfe; K. fiel es aber nicht ein, ſich bald zu entfernen.
Er machte ſich der tätlichen Beleidigung ſchuldig. Das Ein
ſteigen in die Kammer wurde als Hausfriedensbruch ange
ſehen. K. ſtand deshalb am Sonnabend vor der Halleſchen
Strafkammer und wurde zu fünf Wochen Gefängnis verurteilt.
Die Verhandlung fand wegen ev. Sittengefährdung hinter ver-
ſchloſſenen Türen ſtatt.

StadtTheater.
Das Myſterium Jedermann von H. v. Hofmannsthal

machte auch bei ſeiner zweiten Aufführung am Sonntag mittag
tiefen Eindruck auf das Haus. Dies feſtzuſtellen verlohnt des
halb, weil die Darſtellung einſchließlich der Titelrolle durch
eigene Kräfte geſchah. Rudolf Riethegab anſtatt des Gaſtes
Moiſſi den Reichen Jedermann, der ja als Typus für den
ſinnenfreudig genießenden Menſchen überhaupt gelten ſoll.
Dem Darſteller ſtehen gute Mittel zur Verfügung, die er ſicher
lich im Sinne der Bedeutſamkeit und Größe des Eindrucks noch
zu ſteigern fähig iſt. Die erſten Auftritte ließen ihn noch nicht
vollkommen als Träger des ganzen Stückes erſcheinen, doch
gewann er ſofort, als die dramatiſch bewegte Tafelei einſetzte.
Mit immer ſteigender Kraft und Bedeutung zeigte er das ſo
ſehr menſchliche Schickſal des Wendepunktes von der Genuß-
fähigkeit zum Verfall, vom oberflächlichen Schwelgen zur
geiſtigen Vertiefung. Die Durchführung der gewaltigen Auf-
gabe verriet tiefes Eindringen in den allgemeinen Geiſt des
Werkes und geſchah mit ſo geſchloſſener Verbindung an Regie
und äußere Mittel, daß eine einheitliche und tiefe Wirkung
auf die Hörer erzielt wurde. Das Schweigen des ergriffenen
Hauſes, das einen lärmenden Beifall als Brutalität empfun-
den hätte. war um ſo beredter für Darſteller, Regie und Dicht-
werk. Man fühlt da erſt, wie gewaltig weit ſich das Theater
der Operette und des „Luſt“ſpiels von ſeiner Aufgabe entfernt
hat: ein Tempel der Schönheit und künſtleriſchen Erhebung

Gewerkſchaftliches.
Zur Lohnbewegung in der Binnenſchiffahrt.

Die letzten Verhandlungen haben am 28. und 29. Dezember
agttgeſunren Der Unternehmerverband gab die Erklärung
ab, daß die Frage über Einführung der Nachtruhe geprüft undvorbereitet werden ſollte durch eine gemeinſame Fomniſſien

mit einem r Vorſitzenden. Die feſte Regelung der
Arbeitszeit ſollte mit Beginn des Jahres 1914 z Außer-
dem wurde zugeſagt, daß die Lohnfrage und die übrigen Punkte
in Gruppenverhandlungen ihre Erledigung finden würden.

Der Transportarbeiter-Verband hat dann am 13. und 14. Ja
nuar beſchloſſen, die Vorſchläge des Unternehmerverbandes
über die Maßnahmen, die der Einführung der Nachtruhe dienen

entner ſollen, gkzeptieren.
Mk. Betr

rord-
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Soweit die ekündigte gohnzulage von
t kommt, iſt dieſe nur in der Lage, die

Schiffsmannſchaften von der Elbe zu befriedigen. Die Mann
ſchaften von der Oder beſtehen nachdrücklich auf eine höhere
e Dies iſt erklärlich und r. denn der Lohn zwi-
chen Elbe und Oder differiert um 15 Mk.
Wird die nächſte zentrale Verhandlung, die am 28. Januar

in Berlin ſtattfindet, eine endgültige L ne und Verſtändi-gung über die Nachtruhe bringen ſo iſt die Annahme-berech-

Sat: 34 über die noch ausſtehenden Punkte, ſoweit die Elbe in
etr

ſind die Differenzen geben außer der Lohnerhöhung wird
r

kommt, eine Einigung erzielt wird. Auf der Oder

tszeit um eine nde geforderteine Verkürzung der
r Sonntagsarbeit.und außerdem die r

Die Ortsgruppe Oder des Unternehmerverbandes hat nun
in den letzten Tagen Maßnahmen ergriffen, die eine Verſchär-
fung der Lage auf der Oder herbeigeführt haben. Die Unter-
nehmer haben, ohne die von ihnen ſelbſt angekündigte Gruppen-
verhandlung abzuwarten, die Lohnſätze für die nächſte Schiff-fahrtsperiode e ere Außerdem haben ſie, ohne die nächſte
zentrale Verhandlung abzuwarten, Beſtimmungen über die Er-
hebungen getroffen, die mit der Erklärung des Unternehmer-
verbandes und der hierzu gegebenen Begründung im Wider-ſpruch ſtehen. Die Mannſchaften ſind hiermit natürlich nicht
einverſtanden und es herrſcht unter den Schiffern auf der Oder

eine außerordentliche Erregung. Auch J haben
ſich zum Teil gegen die Forderungen der Mannſchaften ausge-
ſprochen und mit dem Unternehmerverband Fühlung ge-
nommen.

Es hängt alſo von der Stellung der Unternehmer in der
nächſten zentralen Verhandlung am 28. Januar ab, ob es
zum Kampf kommt oder nicht. Würdigen die Unterneh-
mer das Entgegenkommen der Mannſchaften nicht und ſind ſie
nicht ernſtlich beſtrebt, eine friedliche Löſung des Konfliktes
herbeizuführen, ſo iſt der Kampf unvermeidlich.

Allerlei.
Eine geborſtene Zentrumsſäule.

Der frühere Jnhaber des katholiſchen Geſellenhauſes in
Eſſen-Rüttenſcheid, Gaſtwirt Ferdinand Groß, hat in
Verbindung mit einem Oberfaktor der Speditionsfirma van
Eupen eine Unmenge Güter aus dem Bahnhofslagerſchuppen
der vorgenannten Firma an ſich gebracht. Die Spitzbübereien
wurden ganz planmäßig betrieben und verteilen ſich auf einen
längeren Zeitraum. Geſtohlen Kiſten Zigarren,
Branntwein, Stoffe, ganze Ballen Tuche, Butter, Fleiſch, Ge
flügel uſw.; ja ſogar ein Klavier, eine Zimmereinrich-
tung und ein Eisſchrank. Den größten Teil der
Sachen hat Groß erhalten. Den Mann hat ſeine
Frömmigkeit nicht gehindert, die Hehlerei im großen zu be-
treiben. Er iſt in Eſſen als ſtrammer Kämpe gegen
den Umſturz ſtadtbekannt und gehört vielen
katholiſchen Vereinen an. Das Gericht ſchickte den
frommen Gauner wegen gewerbsmäßiger Hehlerei auf drei
Jahre ins Zuchthaus und verfügte ſeine ſofortige Ver-en Sein Komplize erhielt ein Fahrt fünf Monate Ge
ängnis.

Hochbahnunglück in Neuyork.
Am Sonnabend nachmittag ereignete ſich in Neuyork in der

3. Avenue ein Zu ſammenſtoß zweier Hochbahn-
z üge. Ein Wagen geriet in Brand. Unter den Reiſenden
entſtand eine Panik; Frauen und Kinder wurden
niedergetreten. Bis jetzt hat man eine Leiche gefunden,
doch ſollen mehrere Perſonen getötet und viele verletzt worden
ſein.

Kleines Allerlei. Fünf Bergarbeiter verſchüttetr.
Auf dem Eleonorenſchacht bei Ladowitz in der Nähe von Brüx
ſind geſtern fünf Bergarbeiter durch niedergehende Kohlen-
maſſen und glühende Aſche verſchüttet worden. Vier Arbeiker
konnten noch lebend, aber mit ſchweren Brandwunden bedeckt,
eborgen werden, ein Arbeiter iſt tot. Durch eine herab-
allende Hochſpannungsleitung wurden in Guadalajara
(Spanien) drei Perſonen er und einigezwanzig verletzt. Der Veſuhy, der ſeit dem Jahre
1906 ſich ruhig verhielt, beginnt wieder ſeine Tätigkeit. Starke
Rauchwolken entſteigen dem Krater und leichte Erdbewegungen
und unterirdiſche Geräuſcherwerden bemerkbar. Der Löwe
iſt los! Jn einem Theater in der Pariſer Vorftadt Belleville
fand eine Vorſtellung ſtatt, bei der auch ein Löwe mitwirken
ſollte. Dieſer brach aus ſeinem Käfig aus und es entſtand eine
heilloſe Panik unter den Beſuchern. Alles ſtrömte nach den
Ausgängen. Dabei wurde eine große Anzahl Perſonen teils
leicht, teils ſchwer verletzt.

Letzte Nachrichten.
Eine Erklärung Yuanſchikais zu mongoliſchen Frage.

Peking, 27. Januar. Yuanſchikai hat geſtern an den
Hutuchtu ein Telegramm als Antwort auf deſſen Erklärung
gerichtet, daß die Mongolei nicht mit China vereinigt werden
konne. Yuanſchikai ſagt, er habe dem Hutuchtu bereits erklärt,
daß Urga nicht von China abgetreten werden könne. Nachdem
Yuanſchikai dem Hutuchtu Blutvergießen, Barbarei, Plünde-
rung und Brandſtiftung vorgeworfen hat, fährt er fort: alle
Banner der inneren und äußeren Mongolei mit Ausnahme der
in der nächſten Nähe von Urga, die durch eure Soldaten terrori-
ſiert werden, wünſchen der Republik ſich anzuſchließen und ſind
gegen euch. Zahlreiche Mongolenhäuptlinge ſind nach Peking
gekommen und haben dieſem Wunſche Ausdruck gegeben, wäh-
rend die wütenden Kommandanten und ihre Soldaten in den
Provinzen um die Erlaubnis bitten, gegen euch marſchieren zu
dürfen. Wir aber wünſchen, Blutvergießen zu vermeiden und
haben das chineſiſche Volk überredet, zu warten, ob nicht eine
friedliche Löſung noch möglich iſt. Jch hoffe, daß ihr die Lage
ſorgfältig überlegen werdet.
und redliche Behandlung, Förderung und Ausbreitung des
Buddhismus und die Erhaltung des Friedens im ganzen Lande.

Ueberſchwemmungen am Miſſiſſippi.
Neuyork, 27. Januar. Nach einem Telegramm aus Vicks-

burg (Miſſiſſippi) ſchätzt man, das tauſend Quadratmeilen
Sumpfland und Pflanzungen durch die Fluten, welche durch
den gebrochenen Schutzdamm am öſtlichen Ufer des Miſſiſſippi
hundert Meilen nördlich von Vicksburg ſtrömen, überſchwemmt
wurden. Hunderte von Familien ſind in die höher gelegenen
Dörfer geflüchtet.
langſam. Andere Brüche werden befürchtet. Todesfälle ſind
bis jetzt noch nicht gemeldet worden.

Eiſenbahnunglück.
Hämeln, 27. Januar. Am Sonnabend abend entgleiſten inder Nähe der Halteſtelle Dielmiſſen die Maſchine und der Z.

wagen des 6 Uhr 46 Min. abends von Eſcheshauſen nach Vor-
wohle-Emmertal fahrenden Perſonenzuges der Kleinbahn.
Maſchine und Packwagen wurden um geworfen Der Zugführer
wurde getötet, fünf Perſonen wurden mehr oder weniger ſchwer
verletzt. Die Urſache der Zugentgleiſung iſt bisher noch un
bekannt.
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